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1 Einleitung 

Am 12.03.2018 unterzeichneten Angela Merkel, Horst Seehofer und Olaf Scholz den Koaliti-

onsvertrag der 18. Legislaturperiode des deutschen Bundestages.1 In ihm stellte die Bundes-

regierung die Absichtserklärung auf, alle Selbständigen einer Altersvorsorgepflicht zu unter-

werfen. Die Eckpunkte des Vorhaben sind dabei Vorsorgepflicht, sofern keine andere obliga-

torische Absicherung vorliegt, eine Opt-Out Lösung über anderweitige Alterssicherungssys-

teme und ein Niveau oberhalb der Grundsicherung.2 Eine derartige Pflicht zur Alterssiche-

rung von Selbständigen ist kein neuer Gedanke. Bereits 1989 brachten FDP und SPD die 

Idee alle Selbständigen in die gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen um eine Ver-

einheitlichung zu erreichen.3 Bis zum heutigen Zeitpunkt geschah eine allumfassende 

Zwangsinkorporation nie. Wie der § 2 des Sechsten Sozialgesetzbuches (SGB VI) zeigt, 

konnte nur für einzelne Personengruppen Stück für Stück eine Pflichtversicherung geregelt 

werden. 

Bereits im Sommer 2017 wurde die Aufgabe erteilt, eine Hausarbeit über die Altersvorsorge 

der selbständig Tätigen zu verfassen. Die damalige Aufgabenstellung legte den Fokus4 auf 

den europäischen Vergleich, aber im Zuge der damals anstehenden Bundestagswahl konn-

ten auch die Positionen vereinzelter deutscher Parteien aufgegriffen werden. Bei der Bear-

beitung der Hausarbeit kamen bereits Fragen auf, mit denen auch diese Arbeit umzugehen 

hat. Ergibt eine derartige Pflichtversicherung Sinn? Und wenn ja, wie sähe sie aus? Die ge-

botene Kürze einer Hausarbeit ließ allerdings nicht zu, zum damaligen Zeitpunkt alle Punkte 

umfassend beantworten zu können. Das Ergebnis der Arbeit kam zu dem Schluss, dass eine 

Pflichtversicherung der Selbständigen in der gesetzlichen Rentenversicherung durchaus 

Sinnvoll ist. Aus diesem Grund bot sich die Möglichkeit, das Thema weiter zu bearbeiten. 

Punkt 1 im Kapitel VII des Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD konnte dafür als 

Aufhänger dienen.  

                                                 
1 vgl. CDU-Bundesgeschäftsstelle: Angela Merkel: Das Wohlstandsversprechen erneuern 
2 „Um den sozialen Schutz von Selbstständigen zu verbessern, wollen wir eine gründerfreundlich ausgestaltete 
Altersvorsorgepflicht für alle Selbstständigen einführen, die nicht bereits anderweitig obligatorisch (z. B. in berufs-
ständischen Versorgungswerken) abgesichert sind. Grundsätzlich sollen Selbstständige zwischen der gesetzli-
chen Rentenversicherung und – als Opt-out-Lösung – anderen geeigneten insolvenzsicheren Vorsorgearten 
wählen können, wobei diese insolvenz- und pfändungssicher sein und in der Regel zu einer Rente oberhalb des 
Grundsicherungsniveaus führen müssen. […] Die Renten- und Krankenversicherungsbeiträge sollen gründer-
freundlich ausgestaltet werden.“, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, S. 93 Rd.-Nr.: 4290 f. 
3 BT-Drs. 11/5530, S. 16 
4 Die gesetzliche Rentenversicherung der Selbständigen im europäischen Vergleich und ihre mögliche Einführung 
in Deutschland. 
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Vor der Bearbeitung der eigentlichen Thematik ergaben sich einige grundlegende Fragen: 

Was heißt Altersvorsorgepflicht? Wer ist derzeitig bereits obligatorisch versichert? Wen be-

trifft eine derartige Reform des Rentenversicherungsrechts? Was sind die Gründe für die 

Absichtserklärung der Bundesregierung? Und was versteht die Bundesregierung unter einer 

„anderen geeigneten insolvenzsicheren Vorsorgeart“? Diese Fragen münden zwangsläufig in 

der Umsetzung der geforderten Altersvorsorgepflicht. So soll im Zuge dieser Arbeit die Frage 

beantwortet werden. Wie sähe ein Gesetzentwurf zur Umsetzung von Kapitel VII, Punkt 1 

des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode des 

deutschen Bundestages aus? 
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2 Entwicklung der Einbeziehung von Selbständigen 

Am 22. Juni 1889 brachte der damalige Reichskanzler Otto von Bismarck mit dem Gesetz 

über Invaliditäts- und Alterssicherung eine erste gesetzliche Vorsorge für das Alter auf den 

Weg. Diese war zwar vorerst für die Arbeiter vorgesehen und legte ihren Fokus auf die Absi-

cherung des Falles einer Invalidität, aber es wurde der erste Grundstein gelegt. Angestellte 

ließ man bei der Versicherung außen vor, da bei ihnen und ihrer vorwiegend im Büro verrich-

teten Arbeit keine entsprechende Absicherungsbedürftigkeit gesehen wurde. Mit der Einfüh-

rung des Versicherungsgesetzes für Angestellte (VGfA) im Jahr 1913 änderte sich dieser 

Umstand allerdings.5 

Mit diesem Gesetz kam es zur ersten Versicherung selbständig Tätiger. Bei Erziehern und 

Lehrern wurde die Notwendigkeit gesehen, eine Vorsorge für das Alter gesetzlich zu regeln. 

Durch § 4 VGfA unterlagen diese nun der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-

versicherung. Entscheidend dabei ist es, dass kein sozialversicherungspflichtiger Angestell-

ter beschäftigt wurde. Durch diese Einschränkung zeigt sich das erhöhte Schutzbedürfnis, 

welches der Gesetzgeber in dieser Personengruppe sieht und gesehen hat.6 Fortlaufend 

kamen mit den Hausgewerbetreibenden7, den Musikern und Hebammen, Krankenpflegern8 

und Artisten9 weitere Gruppen der Selbständigen hinzu. Im Laufe der Zeit wurden noch Küs-

tenschiffer und -fischer, Wochenpflegerinnen sowie Säuglings- und Kinderpflegerinnen in der 

gesetzlichen Rentenversicherung zwangsinkorporiert. Letztere zwei sowie Musiker und 

Krankenpfleger allerdings auch nur wenn mindestens ein versicherungspflichtiger Angestell-

ter beschäftigt wurde.10 

Am 01.01.1939 kam es dann zur Einbeziehung des Handwerks in die gesetzliche Renten-

versicherung der Angestellten. Die Beweggründe hierfür kamen noch aus der Zeit der Wei-

marer Republik. Die Wirtschaftskrise hatte gerade kleinere Handwerksbetriebe stark getrof-

fen, was zu einer lückenhaften oder gar fehlenden Altersvorsorge führte. Die NSDAP11 sah 

sich im Laufe der Zeit mehr und mehr mit Anfragen konfrontiert eine Sicherung im Alter für 

das Handwerk zu regeln, da sie sich durch ihr Parteiprogramm selbst den Ausbau der Al-

                                                 
5 vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Geschichte der Gesetzlichen Rentenversicherung 
6 Versicherungspflicht und Beitragsentrichtung der Selbständigen, S. 11 
7 geregelt durch § 1226 Reichversicherungsordnung (im Folgenden RVO) a.F. 
8 geregelt durch § 6 Angestelltenversicherungsgesetz (im Folgenden AVG) a.F., für die Musiker/Hebammen ab 
dem 01.10.1929 und für die Krankenpfleger ab 01.04.1932  
9 geregelt durch § 4 AVG a.F. 
10 Versicherungspflicht und Beitragsentrichtung der Selbständigen, S. 11 
11 Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei,  
  vgl. Bibliographisches Institut GmbH 
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tersversorgung auferlegt hat.12 Ergebnis dieses Tätigwerdens war das „Handwerkerversor-

gungsgesetz“ (im Folgenden HVG). Mit diesem Gesetz wurden die Handwerker der Renten-

versicherung der Angestellten angegliedert. Sollten sie eine adäquate Lebensversicherung 

vorweisen können, wurde ihnen allerdings auch eine halbe oder volle Befreiung von der Ver-

sicherungspflicht ermöglicht.13  

Mit Ende des Zweiten Weltkrieges und schlussendlich der Teilung Deutschlands in zwei sou-

veräne Staaten wurden auch zwei verschiedene Rentensysteme geschaffen. Die Bundesre-

publik Deutschland (BRD) änderte an der Pflichtversicherung für Selbständige nichts und 

hielt weiter am AVG, der RVO und dem HVG fest.14 

In der sowjetischen Zone und der daraus folgenden Deutschen Demokratischen Republik 

(DDR) wurden andere Regelungen getroffen. Ab dem 01.02.1947 galt in der ostdeutschen 

Zone die Verordnung vom 28.01.1947, auch bekannt als Befehl 28 der Sowjetischen Militär-

administration in Deutschland (SMAD). Selbständig Tätige die keine Arbeitskräfte beschäfti-

gen15, unterliegen von nun an der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung. Eine mögliche Befreiung wurde den älteren Selbständigen eingeräumt. Frauen die das 

60. Lebensjahr bzw. Männer die das 65. Lebensjahr bereits vollendet haben können sich auf 

ihren Wunsch hin befreien lassen.16 Mit dem Gesetz über die Sozialversicherung vom 

28.06.1990 (SVG-DDR) welches ab dem 01.07.1990 galt, wurde mit dem § 10 für alle selb-

ständig Tätige die Versicherungspflicht geregelt.17 Dazu wurde mit dem § 20 SVG-DDR eine 

Befreiungsregelung eingeführt. In den ersten fünf Jahren nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit, 

können Selbständige eine Befreiung beantragen. Die Voraussetzung dafür ist, dass eine 

adäquate Versicherung abgeschlossen wurde. Sowohl für den Versicherten als auch für sei-

ne Familienangehörigen soll ein Anspruch auf gleichwertige Leistungen aus einer anderen 

Versicherung bestehen.18 

Gefolgt von der Rentenreform im Jahr 1957, welche eine Befreiung von der Versicherungs-

plicht durch Antrag nach 15 Jahren mit Pflichtbeiträgen einräumte, wurde am 08.09.1960 das 

Handwerkerversicherungsgesetz (HwVG) in der BRD eingeführt.19 Durch diese Erneuerung 

wurde den selbständigen Handwerkern ein automatisches Ende ihrer Versicherungspflicht 

                                                 
12 vgl. http://www.documentarchiv.de/wr.html, Punkt 15 im 25-Punkte-Programm der NSDAP vom 24. Februar 
1920 
13 Die Handwerkerversicherung – Entwicklung-Strukturfragen-Modellcharakter, S. 9 ff. 
14 Das neue Rentenrecht, S. 31 
15 in der Auslegung wurde jedoch eine Anzahl an Beschäftigten von bis zu 5 akzeptiert, um der Versicherungs-
pflicht zu unterliegen 
16 Die Rentenversicherung im Osten Deutschlands, S. 39 
17 vgl. § 10 SVG-DDR 
18 vgl. § 20 SVG-DDR 
19 Die Handwerkerversicherung – Entwicklung-Strukturfragen-Modellcharakter, S. 25 f. 
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nach insgesamt 216 Monaten mit Beiträgen ermöglicht. Die zuvor eingeführte Befreiung 

nach 15 Jahre mit Beiträgen (als Mindestversicherungszeit angesehen) wurde also um wei-

tere drei Jahre verlängert. Bei der Betrachtung des Zeitraums wurde das gesamte Erwerbs-

leben betrachtet und nicht nur die Zeit einer selbständigen Tätigkeit.20 

Mit der Wiedervereinigung von der BRD und der DDR kam es zur Rentenreform 1992 durch 

das Rentenreformgesetz. Die Systeme der BRD und DDR wurden vereint und im SGB VI 

niedergeschrieben.21 Selbständig Tätige waren fortan über § 2 SGB VI in der gesetzlichen 

Rentenversicherung pflichtversichert. Aufgeteilt war dieser auf acht Nummer, welche jeweils 

einen Kreis der Selbständigen abdecken sollten:  

1. Lehrer und Erzieher, die im Zusammenhang mit ihrer selbständigen Tätigkeit keinen 

versicherungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen,  

2. Pflegepersonen, die in der Kranken-, Wochen-, Säuglings- oder Kinderpflege tätig 

sind und im Zusammenhang mit ihrer selbständigen Tätigkeit keinen versicherungs-

pflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen,  

3. Hebammen und Entbindungspfleger,  

4. Seelotsen der Reviere im Sinne des Gesetzes über das Seelotswesen,  

5. Künstler und Publizisten nach näherer Bestimmung des Künstlersozialversicherungs-

gesetzes,  

6. Hausgewerbetreibende,  

7. Küstenschiffer und Küstenfischer, die zur Besatzung ihres Fahrzeuges gehören oder 

als Küstenfischer ohne Fahrzeug fischen und regelmäßig nicht mehr als vier versi-

cherungspflichtige Arbeitnehmer beschäftigen,  

8. Handwerker, die in die Handwerksrolle eingetragen sind, wobei Eintragungen auf-

grund der Führung eines Handwerksbetriebs nach den §§ 2 bis 4 der Handwerksord-

nung außer Betracht bleiben; ist eine Personengesellschaft in die Handwerksrolle 

eingetragen, gilt als Handwerker, wer in seiner Person die Voraussetzungen für die 

Eintragung in die Handwerksrolle erfüllt.22 

Die neue Norm vereint in sich somit alle zuvor verstreuten Regelungen zu einer. Die Be-

schäftigung von keinem versicherungspflichtigen Arbeitnehmer wurde mit in das SGB VI 

übernommen, musste jetzt aber näher definiert werden. Mit § 5 Abs. 2 SGB VI in Verbindung 

mit § 8 Abs. 1 SGB IV waren Arbeitnehmer, die Arbeitsentgelt bis zur Geringfügigkeitsgrenze 

                                                 
20 Die Handwerkerversicherung – Entwicklung-Strukturfragen-Modellcharakter, S. 34 f. 
21 Das neue Rentenrecht, S. 31 
22 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R1.1 Historie 
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von einem Siebtel der Bezugsgröße (§ 18 SGB IV)23 erhielten, versicherungsfrei und somit 

unschädlich für eine Versicherungspflicht. Wurden allerdings vom selbständig Tätigen meh-

rere Arbeitnehmer geringfügig beschäftigt, so galt diese Grenze nicht für jeden Beschäftigten 

separat, sondern es mussten alle geringfügigen Beschäftigungen summiert werden. Somit 

sollte vermieden werden, dass Lehrer, Erzieher oder Pflegepersonen nur noch Arbeitnehmer 

unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze anstellen um die Versicherungspflicht zu wahren.24 

Mit § 4 Abs. 2 SGB VI ist es möglich das nicht nur vorübergehend selbständig Tätige eine 

Versicherungspflicht beantragen können. Er ersetzt die bisher geltenden 

§ 1227 Abs. 1 S 1 Nr. 9 RVO und § 2 Abs. 1 Nr. 11 AVG. 25 Die Frist für einen solchen An-

trag beträgt fünf Jahre26 nach Aufnahme der Selbständigkeit beziehungsweise nach Ende 

einer aus dieser Tätigkeit resultierten Versicherungspflicht.27 Das vormals automatische En-

de der Versicherungspflicht von Handwerkern wurde von der Bundesregierung umstrukturiert 

um der Systematik des SGB VI zu folgen. Auf grundsätzliche Versicherungspflicht folgt eine 

mögliche Versicherungsfreiheit oder Befreiung. Durch die Einführung des § 6 Abs. 1 Nr. 4 ist 

es von nun an erforderlich einen Antrag zu stellen, wenn eine Befreiung von der Versiche-

rungspflicht erfolgen soll. Die Versicherungsdauer von insgesamt 18 Jahren wird dabei über-

nommen. Handwerker die am Fortbestehen der Versicherung interessiert sind müssen dem-

nach keinen Antrag mehr stellen, wie es bis zum 31.12.1991 der Fall war. Dieser Umweg 

wird ab der Rentenreform den an der Zwangsinkorporation weniger interessierten Handwer-

kern auferlegt.28  

Die Zunahme und damit verbundenen Ausnutzung der Scheinselbständigkeit in den 90er 

Jahren veranlasste die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN29 über das Gesetz 

zu Korrekturen in der Sozialversicherung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte vom 

19.12.1998 den Kreis der pflichtversicherten Selbständigen zu erweitern.30 Scheinselbstän-

digkeit liegt immer dann vor, wenn zwar vertraglich geregelte selbständige Dienst- oder 

Werksleistungen von einem fremden Unternehmen nachgefragt und daraufhin erbracht wer-

den, tatsächlich aber nichtselbständige Arbeiten in einem Arbeitsverhältnis geleistet wer-

den.31 Liegen diese Voraussetzungen vor, handelt es sich nur vom äußeren, meist vertragli-

                                                 
23 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: G8 § 8 SGB IV - i. d. F. vom 01.01.1983 bis 17.06.1994 
24 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R3.3.3 "Versicherungspflicht" des Arbeitnehmers im Sinne des § 2 
SGB VI 
25 BT-Drs. 11/4124, S. 150 
26 auch wenn der Entwurf des Gesetzes vorerst 3 Jahre vorsah, vgl. BT-Drs. 11/4124, S. 150 
27 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: G9 § 4 SGB VI - i. d. F. vom 01.01.1992 bis 31.12.1995 
28 BT-Drs. 11/4124, S. 151 
29 BT-Drs. 14/45, S. 1 
30 Selbständige in der Rentenversicherung, S. 86 
31 vgl. Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main 
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chen, Schein um eine selbständige Tätigkeit. Um die Abgrenzung zusätzlich normiert zu er-

fassen schuf der Gesetzgeber im § 7 des vierten Sozialgesetzbuches einen Abs. 4, welcher 

die Feststellung einer Beschäftigung vereinfachen sollte. Im Zusammenhang mit der Tätig-

keit darf kein versicherungspflichtiger Arbeitnehmer beschäftiget werden (Ausnahme von 

Familienangehörigen), derjenige darf regelmäßig nur für einen Auftraggeber tätig sein, er/sie 

muss für Beschäftigte typische Arbeitsleistungen erbringen oder aber es darf nicht aufgrund 

unternehmerischer Tätigkeit am Markt aufgetreten werden. Sollten mindestens zwei der ge-

nannten Punkte erfüllt sein, liegt die Vermutung nahe das eine Beschäftigung gegen Entgelt 

vorliegt.32 

Die nunmehr neu eingefügte Nummer 9 im § 2 SGB VI bedient sich bei den ersten beiden 

Merkmalen nach § 7 Abs. 4 SGB IV. Regelmäßiges und im Wesentlichen nur für einen Auf-

traggeber tätig sein und keine Beschäftigung von einem versicherungspflichtigen Arbeitneh-

mer, führte ab 01.01.1999 zur Einbeziehung der neu definierten arbeitnehmerähnlichen 

Selbständigen. Damit werden Personen die zwar keine Beschäftigung gegen Entgelt ausü-

ben, durch ihre Tätigkeit aber eine gewisse Nähe zu abhängig Beschäftigten besitzen pflicht-

versichert. In ihnen sieht der Gesetzgeber eine ähnlichen Schutzbedürftigkeit wie sie auch 

schon in den Nummern 1-7 des § 2 SGB VI bzw. dem § 1 S.1 Nr.1 SGB VI gegeben ist. In 

der Durchführung stellte die Unbestimmtheit des Tatbestands, wesentlich nur für einen Auf-

traggeber tätig zu sein, Probleme dar. Anhand der Begründung des Gesetzentwurfes darf 

dabei nicht allein auf vertraglich geregelte Konstrukte abgestellt werden, auch die wirtschaft-

liche Abhängigkeit des Selbständigen von einem Auftraggeber ist entscheidend.33 Vertragli-

che Gestaltungen haben bei der Beurteilung jedoch klaren Vorrang, da sie eindeutiger Fest-

zustellen sind. Ein Franchise-Nehmer ist dem Franchise-Geber untergeordnet, wenn es um 

Warenbezug oder auch die benötigten Betriebsmittel geht. Darüber hinaus ist jedoch ebenso 

eine wirtschaftliche Abhängigkeit gegeben. Wenn der Auftraggeber sich entschließt keine 

Waren/Betriebsmittel bereit zu stellen, ist es dem Selbständigen nicht mehr möglich seinen 

Betrieb aufrecht zu erhalten. Im Grunde hat sich im Laufe der Auslegung und Rechtspre-

chung die Ansicht etabliert, dass Wesentlichkeit vorliegt wenn der arbeitnehmerähnliche 

Selbständige mindestens fünf Sechstel (ungefähr 83 %) seiner betriebswirtschaftlichen Ein-

nahmen in einem Jahr aus der Tätigkeit für den einen Auftraggeber generiert.34 Letztendlich 

werden durch eine dementsprechende Gleichbehandlung die Anreize für eine Scheinselb-

ständigkeit im Keim erstickt. Durch die entstehende Pflicht zur Beitragsentrichtung hat die 

Aufnahme einer arbeitnehmerähnlichen Selbständigkeit zum Schein nicht nur ihren grund-

                                                 
32 BT-Drs. 14/45, S. 7 
33 BT-Drs. 14/45, S. 20 
34 Selbständige in der Rentenversicherung, S. 93 ff. 
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sätzlichen Reiz verloren, sondern ist durch die alleinige Beitragstragung35 unwirtschaftlich 

geworden.36 Anhand der hälftigen Beitragstragung von Beschäftigten37 und alleinigen Tra-

gung durch den selbständig Tätigen ergibt sich weiterhin der Bedarf eindeutig festzustellen 

ob nun die Merkmale der Selbständigkeit oder der abhängigen Beschäftigung erfüllt sind Für 

§ 2 SGB VI hat die gesamte Änderung die Folge, dass die versicherungspflichtigen selb-

ständig Tätigen nicht mehr nur anhand Ihres Berufsfeldes abzugrenzen sind, sondern mit der 

neu eingefügten Nummer 9 auch anhand bestimmter Tätigkeitsmerkmale.38  

Um den Bestand der Selbständigen, der selbst schon Altersvorsorge betrieben hat, nicht mit 

einer Steigerung der Ausgaben durch den Rentenversicherungsbeitrag zu belasten, fasste 

der Gesetzgeber zeitgleich eine Übergangsvorschrift im § 231 Abs. 5 SGB VI. Hiernach kön-

nen arbeitnehmerähnliche Selbständige bis zum 30.06.1999 eine Befreiung von der Versi-

cherungspflicht beantragen, wenn sie entweder vor dem 2. Januar 1949 geboren wurden 

oder aber eine anderweitige Absicherung nachweisen können. Das verhindert die Einbezie-

hung, wenn eine Schutzbedürftigkeit im konkreten Fall nicht mehr gegeben ist bzw. aufgrund 

des Lebensalters (mind. 50 Jahre) keine sichernde Altersvorsorge in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung aufgebaut werden kann.39 Darüber hinaus wird eine reguläre Befreiungsre-

gelung geschaffen. Nach § 6 Abs. 1a SGB VI können sich nach § 2 S. 1 Nr. 9 SGB VI versi-

cherungspflichtige Selbständige von ebenjener Versicherungspflicht befreien. Zum einen ist 

das für die ersten drei Jahre nach Aufnahme der Tätigkeit möglich, sofern es die erste bzw. 

die zweite40 Aufnahme darstellt. Zum anderen ist für bereits selbständig tätige die Zeit nach 

Vollendung des 58. Lebensjahres befreit, wenn erstmals eine Versicherungspflicht nach 

Nr. 9 vorliegt. Für diese Befreiung ist ein Antrag nach Abs. 2 notwendig. 41 

Im Zuge des Gesetzes zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse vom 

24.03.1999 wurde ab dem 01.04.1999 für den § 2 SGB VI ein Satz 2 eingefügt. Sollte ein 

Selbständiger einen Arbeitnehmer beschäftigen der nach § 5 Abs. 2 S.2 SGB VI auf die Ver-

sicherungsfreiheit seiner geringfügigen Beschäftigung verzichtet hat, 42 führt dies nicht zum 

Ende der Versicherungspflicht. Zeitgleich wurde im § 8 SGB IV die Geringfügigkeitsgrenze 

                                                 
35 vgl. § 169 Nr. 1 SGB VI 
36 BT-Drs. 14/45, S. 20 
37 vgl. § 168 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI 
38 Selbständige in der Rentenversicherung, S. 86 
39 BT-Drs. 14/45, S. 8 
40 vgl. § 6 Abs. 1a S. 2 SGB VI 
41 Deutsche Rentenversicherung Bund: G9 § 6 SGB VI - i. d. F. vom 01.01.1999 bis 31.12.2002 
42 Also weiterhin ein versicherungspflichtiger Arbeitnehmer ist 
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auf 630 Mark geändert, an der Handhabung mehrerer geringfügiger Beschäftigungen änder-

te sich jedoch nichts.43 

Die Erweiterung des Personenkreises von § 2 SGB VI sowie die überarbeitete Abgrenzung 

von Beschäftigung und selbständiger Tätigkeit, hatten nach ihrer Einführung in der prakti-

schen Umsetzung zu Problemen geführt. Im Zuge des Gesetzes zur Förderung der Selb-

ständigkeit vom 20.12.1999 erfuhr die Nummer 9 im Satz 1 eine komplette Neustrukturie-

rung. Damit wurde auf die rückwirkende Änderung des § 7 SGB IV (Streichung der Nr. 1 in 

Abs. 444) reagiert. Rückwirkend zum 01.01.1999 wurde § 2 S. 1 Nr. 9 SGB VI in Bst. a) und 

b) aufgeteilt. Ersterer nahm den Wortlaut der Beschäftigung versicherungspflichtiger Arbeit-

nehmer auf. Mit dem Unterschied, dass es sich nun um eine regelmäßige Beschäftigung 

handeln muss und ein Arbeitsentgelt von 630 Mark pro Monat nicht überschritten werden 

darf.45 Laut den Rechtlichen Arbeitsanweisungen der Deutschen Rentenversicherung liegt 

Regelmäßigkeit vor, wenn „unbefristete Beschäftigungsverhältnisse oder befristete Beschäf-

tigungsverhältnisse mit kontinuierlicher Abfolge für den Selbständigen ausgeübt werden“.46 

Dabei zählen Unterbrechungen von unter zwei Monaten weiterhin als kontinuierlich, kurzfris-

tige Beschäftigungen im Einzelnen sind jedoch nicht als regelmäßig anzusehen.47 Buchsta-

be b) übernimmt die Abhängigkeit von einem Auftraggeber. Die bisher unterschiedlichen 

Auffassungen der Nr. 1,2,7 und 9 des Satz 1 in Bezug auf die Rolle von Auszubildenden bei 

dem Arbeitnehmerbegriff sollte über den geänderten Satz 2 geklärt werden, was zur Folge 

hatte das diese als Arbeitnehmer anzusehen sind.48 

Am 01.03.2003 trat das Zweite Hartz Gesetz49 bzw. das Zweite Gesetz für moderne Dienst-

leistungen am Arbeitsmarkt in Kraft. Mit ihm wurde der § 2 S.1 SGB VI um die Nummer 10 

erweitert. Existenzgründer, welche einen Zuschuss nach § 421 Abs. 1 des Dritten Sozialge-

setzbuches, und später nach § 16 Zweites Sozialgesetzbuch, erhalten sind pflichtversichert 

in der gesetzlichen Rentenversicherung, sogenannte „Ich-AGs“. Mit dem Gesetz zur Verbes-

serung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011 wurde die 

Nummer 10 allerdings ab dem 01.04.2012 gestrichen.50 

Ab dem 01.01.2004 erfuhr Nummer 8 über die Versicherung von Handwerkern eine grundle-

gende Änderung. Grund hierfür war eine Anpassung der Handwerksordnung bzw. dem 

                                                 
43 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: G6 § 8 SGB IV - i. d. F. vom 01.04.1999 bis 31.12.2001 
44 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: G18 § 7 SGB IV - i. d. F. vom 01.01.1999 bis 31.03.1999 
45 BT-Drs. 14/1855, S. 1 
46 Deutsche Rentenversicherung Bund: R3.3.2 Regelmäßigkeit 
47 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R3.3.2 Regelmäßigkeit 
48 Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Selbständigkeit, S. 8 f. 
49 vgl. Hartz-Gesetze 
50 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R1.1 Historie 
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Handwerk an sich. Das deutsche Handwerk hatte mit der Zeit eine negative Entwicklung 

angenommen. Aufgrund hoher Zulassungsvoraussetzungen (Meisterprüfung) und dem damit 

verbundenen Verlust der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber ausländischen Anbietern, sah die 

damalige Bundesregierung den Bedarf zu handeln. Existenzgründungen zu erleichtern war 

daher ein gestecktes Ziel. Um das zu Erreichen wurde die Hürde der Zulassung zum Teil 

aufgeweicht. Handwerke, welche keine Gefährdung von Gesundheit und Leben Dritter dar-

stellen, wurden Zulassungsfrei und in Anlage B der HwO überführt. Eine Dokumentation er-

folgt nun lediglich in einem Verzeichnis nach § 19 der HwO. Zulassungspflichtige Handwerke 

blieben derweil in der Anlage A.51 Darüber hinaus wird das Inhaberprinzip aufgehoben. Bis-

her musste stets der Inhaber die Voraussetzungen erfüllen, um einen Handwerksbetrieb zu 

leiten. Ab dem 01.01.2004 genügt es, wenn ein leitender Angestellter einen Meisterbrief oder 

eine Ausnahmebewilligung besitzt.52 In der gesetzlichen Rentenversicherung war es bisher 

notwendig in die Handwerksrolle eingetragen zu sein, um den Versicherungsschutz zu ge-

nießen. Die Einführung zulassungsfreier Handwerksberufe und der damit ausbleibenden 

Eintragung in die Handwerksrolle, hatte zur Folge das viele Handwerker nicht mehr versiche-

rungspflichtig waren. Zwar hatte ein erster Gesetzentwurf den Bezug des Paragraphen so 

angepasst, dass er von nun an Gewerbetreibende die in die Handwerksrolle eingetragen 

sind oder aber ein zulassungsfreies Gewerbe ausüben versichert.53 In der verabschiedeten 

Form fehlte dann letzterer Zusatz und die zulassungsfreien Gewerbe unterlagen nunmehr 

nicht der Versicherungspflicht von § 2 S.1 Nr. 8 SGB VI.54 

Durch weitere kleinere Änderungen hat der § 2 SGB VI seine heutige Form erlangt. Die mitt-

lerweile als Euro-Betrag ausgegebene Geringfügigkeitsgrenze wurde aus der Nummer 9 

gestrichen, Satz 2 wurde um eine Nummer 3 erweitert welche die Arbeitnehmer einer Ge-

sellschaft Arbeitnehmern nach § 2 SGB VI gleichstellt und der Passus des Verzichts auf die 

Versicherungsfreiheit bei Geringfügiger Beschäftigung wurde aus der Nummer 2 gestri-

chen.55  

                                                 
51 Zulassungsfrei ist bspw. Fliesenleger, Uhrenmacher oder Geigenbauer; Zulassungspflichtig bleibt bspw. Mau-
rer, Augenoptiker oder Zahntechniker; BT-Drs. 15/1206, S. 14 
52 BT-Drs. 15/1206, S. 1 f. 
53 BT-Drs. 15/2083, S. 38 
54 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: G5 § 2 SGB VI - i. d. F. vom 01.01.2004 bis 30.06.2006 
55 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R1.1 Historie 
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3 Der derzeitige Stand der Selbständigen 

3.1 Die Entwicklung seit 1999  

Für eine mögliche Pflichtversicherung der Selbständigen in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung ist im Vorfeld zu klären, wie viele selbständig Tätige in Deutschland arbeiten und wie 

viele davon bereits versichert sind. Damit können dann die groben Ausmaße einer Zwangs-

inkorporation eingegrenzt werden. Mit der Einbeziehung der arbeitnehmerähnlichen Selb-

ständigen (§ 2 S.1 Nr. 9 SGB VI) zum 01.01.1999 war zu erwarten, dass die Versicherten 

drastisch steigen. Am Ende des Jahres 1999 waren insgesamt 223.211 selbständig Tätige in 

der gesetzlichen Rentenversicherung versichert.56 Im Vergleich dazu waren es allerdings im 

Jahr 1998 schon 220.37257 Versicherte und 1997 216.129.58 Die Einbeziehung der arbeit-

nehmerähnlichen Selbständigen hat also nicht schlagartig zu einem enormen Anstieg der 

Versichertenzahlen geführt. Selbst die Quote der Versicherten59 in der Rentenversicherung 

zu der Gesamtzahl an Selbständigen stagnierte. Deren Anzahl war insgesamt über diese 

Zeit konstant. Von 1997 (3.522.000) zu 1998 (3.590.000) gab es eine Steigerung von 1,9 % 

und von 1998 zu 1999 (3.585.000) fiel die Zahl sogar um 0,1 %.60 Im Jahr 1997 waren dem-

nach noch 6.1 % der selbständig Tätigen in der Rentenversicherung versichert, 1998 waren 

es ebenfalls 6,1 % und 1999 dann 6,2 %. Erst mit Beginn der Förderung von Gründern durch 

die Hartz Gesetzgebung ab dem 01.01.2003 kam es zu einem rasanten Anstieg der Versi-

chertenzahlen. Waren es 2003 noch 238.24561 Versicherte Selbständige, so stieg im Jahr 

2004 diese Zahl um ganze 105.72662 und im Jahr 2005 um weitere 51.169 auf insgesamt 

395.140 versicherte selbständig Tätige.63 Entscheidend dabei ist, dass durch diese Entwick-

lung die Zahl der so genannten Solo-Selbständigen64 stark gestiegen ist. Diese waren bis zur 

vorher beschriebenen Gründungswelle auf gleicher Höhe wie selbständig Tätige mit Be-

schäftigten. Dieser „Boom“ führte 2005 zu einem Stand von knapp über 2,5 Mio. Solo-

Selbständigen neben, seit der Wiedervereinigung stagnierenden, knapp 1,8 Mio. selbständig 

Tätigen mit Beschäftigten. Zwar gab es nach der Deutschen Einheit eine ähnliche Entwick-

lung welche zu dem annähernden Gleichstand der beiden Gruppen führte, aber die Politik 

                                                 
56 BT-Drs. 14/7639, S. 31 
57 BT-Drs. 14/4730, S. 34 
58 BT-Drs. 14/2116, S. 37 
59 Als Versicherte sind im Falle dieser Arbeit die Selbständigen gemeint, welche in der Rentenversicherung versi-
chert sind  
60 Tabellenanhang – Erwerbstätige, Selbstständige und mithelfende Familienangehörige, S. 5 in: Selbstständige 
in Deutschland 1992-2011 
61 BT-Drs. 16/905, S. 45 
62 BT-Drs. 16/3700, S. 45 
63 BT-Drs. 16/7300, S. 46 
64 Selbständige die keine Arbeitnehmer beschäftigen. Wenn sie ihr Unternehmen mit anderen Selbständigen, 
aber ohne Arbeitnehmer betreiben zählen sie weiterhin zu Solo-Selbständigen, vgl. Forschungsbericht 514 – 
Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland, S. 13 
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der SPD und dem Bündnis 90/Die Grüne führte dann letztlich zum bisher höchsten Stand an 

Solo-Selbständigen (2.456.000) und Selbständigen insgesamt (4.317.000). Seit diesem 

Punkt sind die Zahlen rückläufig, aber die grundsätzliche Differenz bleibt gegeben. 2016 lag 

der Bestand bei 2,3 Mio. Solo-Selbständigen und 1,8 Mio. Selbständigen mit Beschäftigten65. 

2018 gab es in Deutschland insgesamt 4.218.000 Selbständige.66 Von ihnen waren 299.388 

(7,1 %) in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, die Versichertenquote ist somit 

selbst 2018 annähernd gleichgeblieben.67  

 

3.2 Beweggründe für eine Pflichtversicherung 

Die Gründe Selbständige in die gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen sind vielsei-

tig. Das derzeitige Einkommen selbständig Tätiger ist einer davon. Anhand einer Untersu-

chung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 2018 wurden die Einkommen von 

Solo-Selbständigen, Selbständigen die Arbeitnehmer beschäftigen und von Arbeitnehmern 

gegenübergestellt. Hierbei wurde die Einkommen in 5 Quintilsklassen eingeteilt. Das erste 

Quintil beschreibt die untersten 20 % der Einkommensverteilung, das zweite Quintil die 21 % 

- 40 % der Einkommensverteilung usw. Dabei wird deutlich das die Solo-Selbständigen ge-

rade in den unteren Einkommensklassen weniger als die beiden anderen Gruppen verdie-

nen. Die Verdienste von Quintilsklasse 1 belaufen sich Netto auf 242 €/Monat68. Die unters-

ten 20 % der Arbeitnehmer verdienen bereits 437 € und die selbständig Tätigen mit Beschäf-

tigten sogar schon 800 €. Diese Tendenz setzt sich auch in den folgenden Klassen fort, 

wenn auch die Differenz von Solo-Selbständigen und Arbeitnehmern immer geringer wird 

und in der Vierten dann 0 € beträgt (beide durchschnittlich 2.000 €). In der fünften und letz-

ten Quintilsklasse verdienen die selbständig Tätigen ohne Arbeitnehmer mit 3.500 €/Monat 

dann jedoch durchschnittlich 500 € mehr als die abhängig Beschäftigten (3.000 €). Viel inte-

ressanter sind allerdings die Medianwerte der jeweiligen Gruppen. Selbständige die Arbeit-

nehmer beschäftigen verdienen 2.450 €/Monat, abhängig Beschäftigte 1.500 €/Monat und 

Solo-Selbständige nur 1.050 €/Monat.69 Darüber hinaus geben die Zahlen der Bundesagen-

tur für Arbeit weiter Aufschluss über eine Schutzbedürftigkeit der Selbständigen. Im August 

2018 mussten 78.000 selbständig Tätige neben ihrer Tätigkeit mit Leistungen der Grundsi-

cherung aufstocken. Im Verhältnis zu den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten stellt 

                                                 
65 Forschungsbericht 514 – Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland, S. 13 
66 vgl. Statistisches Bundesamt: Eckzahlen zum Arbeitsmarkt, Deutschland 
67 Rentenversicherungsbericht 2018, Übersicht 1 
68 In dieser Klasse kann davon ausgegangen werden, dass die selbständige Tätigkeit nur nebenberuflich ausge-
übt wird. 
69 Forschungsbericht 514 – Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland, S. 36 Tbl. 11 



   13 

 

diese Zahl zwar bloß ein Zehntel dar (564.000 und zusätzlich 350.000 geringfügig Beschäf-

tigte), im Verhältnis zu den jeweils Gesamterwerbstätigen in Deutschland ist der Unterschied 

allerdings nicht mehr so deutlich.70 Bei im Jahr 2018 4,2 Mio. Selbständigen waren insge-

samt 1,9 % auf Grundsicherung angewiesen. Die Arbeitnehmer mussten in 1,4 % aller Fälle 

aufstocken. Mit den geringfügig Beschäftigten sind es dann 2,2 %. Je nach Betrachtungs-

weise liegt die Quote an „Aufstockern“ bei Selbständigen also entweder über den Arbeit-

nehmern oder nahezu gleichauf.71 

Eine selbständige Tätigkeit definiert sich meist dadurch das der jeweils Tätige, Unabhängig-

keit in seinem Handeln genießt dafür aber auch die volle Verantwortung trägt.72 Auch in der 

Altersvorsorge gebührt den Selbständigen die Handlungsfreiheit. Eine vergleichbare Pflicht 

zur Versicherung, wie sie in der Krankenversicherung geregelt ist, gibt es nicht.73 Folgt man 

der Annahme von Arbeitsminister Hubertus Heil, so sind derzeitig über 3 Millionen Selbstän-

dige ohne Altersvorsorge.74 Ein derartiges Defizit würde im Alter zwangsläufig dazu führen, 

dass dieser Personenkreis in großer Menge auf Grundsicherungsleistungen angewiesen ist. 

Berechnungen des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) vom September 

2018 haben ergeben, dass ein Drittel der selbständig Tätigen obligatorisch in einem gesetzli-

chen Rentenversicherungssystem versichert sind. Die Summe setzt sich zusammen aus den 

Zahlen der gesetzlichen Rentenversicherung, der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 

Forsten und Gartenbau sowie den freien Kammerberufen (Ärzte, Notare, Rechtsanwälte). 

Das ZEW wählte zwei verschiedene Varianten die Anzahl der Versicherten in den Kammern 

zu bestimmen, so ergaben sich untereinander kleinere Unterschiede. Das Ergebnis75 beider 

Arten beläuft sich allerdings auf besagtes Drittel.76 Da Selbständige mit Beschäftigen allge-

mein als wirtschaftlich stärker gelten und gemessen an den absoluten Fallzahlen die Minder-

heit darstellen, ist es vor allem interessant inwieweit die Solo-Selbständigen vorsorgen. Laut 

dem Forschungsbericht 465 des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) haben 

bis 2013 die Hälfte keine ausreichende Vorsorge für das Alter betrieben. Eine private Vor-

sorge, mit mindestens 50.000 € Versicherungssumme, wurde nur von 9 % abgeschlossen77 

und dem Schutz der gesetzlichen Rentenversicherung waren nur 29 % untergeordnet.78 In 

absoluten Zahlen und in der Annahme das diese Quote beibehalten wird, wären 2016 

                                                 
70 Grundsicherung für Arbeitsuchende auf einen Blick, S. 2 
71 vgl. Statistisches Bundesamt: Eckzahlen zum Arbeitsmarkt, Deutschland 
72 Bundeszentrale für politische Bildung: Selbstständigkeit 
73 vgl. § 193 Abs. 3 VVG (Versicherungsvertragsgesetz) 
74 vgl. Norddeutscher Rundfunk: Selbstständige sollen vorsorgen müssen 
75 Variante 1 mit 33,5 % und Variante 2 mit 27,0 % 
76 Forschungsbericht 514 – Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland, S. 44 Tbl. 15 
77 Kumulierte Werte aus Lebensvers. und gesetzl. Rentenvers. plus Lebensvers. 
78 Forschungsbericht 465 – Solo-Selbständige in Deutschland – Strukturen und Erwerbsverläufe, S. 54 Tbl. 10.1 
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1.157.500 Solo-Selbständigen ohne Altersvorsorge und somit mit hoher Wahrscheinlichkeit 

im Alter auf Grundsicherungsleistungen angewiesen.79  

Das Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) hat zudem 2016 eine Einkommens- 

und Verbrauchsstichprobe vorgenommen. Diese basiert rein auf der Selbsteinschätzung der 

Selbständigen. Demnach besitzen 57 % der selbständig Tätigen keine Absicherung über 

eine gesetzliche Rentenversicherung.80 Der Prozentsatz variiert zwar innerhalb der jeweili-

gen Kategorien (Alter, Geschlecht, Berufsausbildung usw.) hält sich überall jedoch bei min-

destens 50 %. Dieser Teil hat aber nicht zwangsläufig private Vorsorge betrieben um das 

Alter abzusichern.81 Wie die Stichprobe weiter ergab haben 40 % der übrigen Selbständigen 

überhaupt keine vertragliche Altersvorsorge. Die darunter befindlichen Solo-Selbständigen 

besitzen sogar zu 46 % keine Absicherung. Wie die Tabelle 2 allerdings vermuten lässt, 

wählen viele selbständig Tätige eine Sicherung über Immobilien. Am meisten wird eine 

Kombination von Immobilien und Geld- und Kapitalanlagen im Wert von 100.000 € verwen-

det, aber selbst bis zu einer Höhe von 250.000 € pflegen noch 41 % solche Anlagen.82 83 

Doch wie verhält sich das Einkommen selbständig Tätiger im Alter84. Das BMAS veröffentli-

che im Jahr 2016 einen Alterssicherungsbericht der sich zum Teil dieser Frage annimmt. 

Ehemalige Selbständige haben im Durchschnitt ein Einkommen von 1.435 € pro Monat. Die 

Arbeitnehmer sind mit 1.315 € knapp dahinter. Einzeln aufgeschlüsselt zeigt die Einkom-

mensstruktur jedoch ein anderes Gesicht. So verdient ein Großteil der Selbständigen weni-

ger als 1.000 €. Im Gegenzug verdienen um die 9 % mehr als 3.000 €, einschließlich der 

5,5 % denen mehr als 4.000 € monatlich zur Verfügung stehen. Bei den ehemaligen Arbeit-

nehmern siedelt sich der Großteil zwischen 900 € - 1.500 € an. Der gute Durchschnitt kommt 

bei den selbständig Tätigen also eher von den extremen Ausflüchten nach oben und nach 

unten. Die Ergebnisse des Berichts legen auch dar, dass sich die Einkommen der vormals 

Selbständigen zu 75 % aus der gesetzlichen Rentenversicherung bestimmen. Anhand der 

Angaben des Berichtes ist jedoch nicht klar erkennbar woraus sich diese drei Viertel zu-

sammensetzen. Die Anzahl der Beitragsjahre oder die Höhe der Entgeltpunkte ist nicht klar 

                                                 
79 2.315 𝑀𝑖𝑜. 𝑆𝑜𝑙𝑜 − 𝑆𝑒𝑙𝑏𝑠𝑡ä𝑛𝑑𝑖𝑔𝑒 ∗ 50 % = 1.157,50 
80 Auch wenn nicht klar geschrieben wird, ob Versorgungswerke und verkammerte Berufe dazu zählen kann bei 
dem Prozentsatz der Versicherten davon ausgegangen werden. 
81 Die allermeisten Selbständigen betreiben Altersvorsorge oder haben Vermögen, S. 1073 Tbl. 1 
82 Die allermeisten Selbständigen betreiben Altersvorsorge oder haben Vermögen, S. 1074 Tbl. 2 
83 Zur Stichprobe des DIW sei noch gesagt, dass die Ergebnisse, aufgrund ihrer Verschiedenheit zu den restli-
chen Berichten, ein anderes Bild vermitteln. Die Prozentsätze über in der Rentenversicherung versicherte Selb-
ständige sind im Vergleich zu den anderen ausgewerteten Berichten recht hoch. Auch die Absicherung im priva-
ten Sektor regt zum Zweifeln an, da keine konkreten Angaben zur Datenerhebung getätigt wurden. Der Vollstän-
digkeit halber wurde die Stichprobe mit aufgeführt, auch weil andere Forschungsberichte vereinzelt Bezug darauf 
nahmen. 
84 65 Jahre und Älter 
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aufgezeigt. In Verbindung mit den durchschnittlich geringen Versichertenzahlen in der ge-

setzlichen Rentenversicherung besteht daher Grund zur Annahme das die Anwartschaften 

eher geringwertig sind. Beispielsweise lediglich ausreichend Pflichtbeiträge um die allgemei-

ne Wartezeit von fünf Jahren zu erfüllen oder aber eine sofortige Befreiung von Handwerkern 

nach den 216 Pflichtbeitragsmonaten führen nicht zwangsläufig zu einem rentablen Renten-

betrag, wenngleich es sich trotzdem um einen Rentenbezieher handelt.85 

Darüber hinaus ergibt sich im Alter eine vergleichbar hohe Hilfebedürftigkeit von selbständig 

Tätigen. In absoluten Zahlen ausgedrückt sind bei ehemaligen Arbeitnehmern und Selbstän-

digen wie auch zu Erwerbszeiten, letztere die deutlich kleinere Gruppe. Auf 306.000 hilfsbe-

dürftige Arbeitnehmer, kommen nur 64.000 Selbständige. Das sind etwas mehr als ein Fünf-

tel. Betrachtet man allerdings die Quote der jeweiligen Gruppe, zeigt sich ein entscheidender 

Unterschied. Auch hier ist es ähnlich wie zu Zeiten der Erwerbstätigkeit. Die Selbständigen 

sind zu 3,7 % auf die Leistung der Grundsicherung im Alter angewiesen, bei den ehemals 

Beschäftigten betrifft dieser Umstand nur 2,1 %. Zwar hat sich seit dem letzten Alterssiche-

rungsbericht die Differenz gebessert86, die Erkenntnis der unzureichenden Absicherung von 

Selbständigen im Alter bleibt allerdings bestehen.87 

Die Konsequenz aus diesem Nicht-Handeln ist ein deutlicher Einbruch der Einkommens-

struktur im Alter. Zu Erwerbszeiten fanden sich noch 44 % der in Westdeutschland selbstän-

dig Tätigen im obersten und 13 % im untersten Quintil wieder. Im Ruhestand hat sich dieses 

Verhältnis nahezu komplett gedreht. Wenngleich die Situation im Osten Deutschlands noch 

prekärer wirkt. Der Unterschied zwischen Erwerbsleben und Ruhestand liegt hier im unters-

ten der fünf Quintile88 bei 26 Prozentpunkten. Die Arbeitnehmer jedoch, sind im Rentenalter 

in sichereren Fahrwassern unterwegs auch wenn sie vor dem Ruhestand im Durchschnitt 

weniger verdienten. Ein Großteil der ehemaligen Beschäftigten siedelt sich im mittleren Quin-

til an.89 

Überlegungen des Grundsatzes der Deutschen Rentenversicherung Bund ergeben einen 

weiteren Vorteil einer Einbeziehung. So könnten mit ihr ein von Lücken geprägtes Versiche-

rungsleben vermieden werden.90 Ein Wechsel der jeweiligen Erwerbstätigkeit ist anhand vie-

ler Zahlen und Untersuchungen keine Seltenheit und in gewisser Hinsicht auch gewollt. Eine 

                                                 
85 Alterssicherungsbericht 2016, S. 108 ff. 
86 Bei den Arbeitnehmern von 1,8 % auf 2,1 % gestiegen. Die Quote der Selbständigen blieb gleich. vgl. Alterssi-
cherungsbericht 2012, S. 131 
87 Alterssicherungsbericht 2016, S. 128 
88 Hierbei handelt es sich um dieselbe Aufteilung wie im Bericht des Statistischen Bundesamtes auf Seite 9 f. 
89 Datenreport 2018, S. 258 Tbl. 2 
90 intern – Zeitschrift für die Mitarbeiter*innen, S. 19 
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hohe Flexibilität am Arbeitsmarkt und damit verbunden ein breites Angebot sollen das Wirt-

schaftswachstum erhöhen bzw. die Wirtschaft beleben. Erwerbstätigen Personen soll, so-

wohl in Deutschland als auch in dem Europäischen Wirtschaftsraum, die Möglichkeit geboten 

werden frei zu wählen, auf welche Art und Weise sie ihre Erwerbsfähigkeit umsetzen. Re-

formen wie die der Handwerksordnung oder die Existenzgründerzuschüsse sind zwei Bei-

spiele für die Öffnung der selbständigen Tätigkeiten.91 Für eine gesetzliche Altersvorsorge 

ergibt dieser Umstand allerdings folgendes Problem. Eine Beschäftigung ist in der gesetzli-

chen Rentenversicherung versicherungspflichtig, sobald aber in eine selbständige Tätigkeit 

gewechselt wird, geht der Versicherungsschutz für gewöhnlich verloren. Laut dem Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales ergab sich diese Konstellation 2016 bei 46,8 % der Selb-

ständigen, 2011 waren es sogar 69,8 %.92 Auf der anderen Seite ergeben sich auch im An-

schluss an die Selbständigkeit andere dieselben Möglichkeiten eine Erwerbstätigkeit auszu-

üben. Von den Personen die 2013 begonnen haben selbständig tätig zu werden, waren ein 

Jahr später noch 47 % Selbständig. Im darauffolgenden Jahr ging diese Zahl sogar auf 

29,7 % zurück. Dieser Trend ist seit dem Jahr 2001 stetig auf demselben Level und zeigt auf, 

dass nur ein Teil aller Erwerbstätigen in ein und demselben Tätigkeitsfeld auf längere Zeit 

verbleibt.93  

Im Wochenbericht des DIW von 2013 wurde selbige Untersuchung von 2001 – 2010 aufge-

zeigt. Der Personenkreis wurde in diesem Fall jedoch in Arbeitnehmern, Solo-Selbständigen 

und Selbständigen mit Arbeitnehmern geteilt. Die Arbeitnehmer haben in ihrer Erwerbstätig-

keit die geringste Flexibilität (ungefähr 90 % mit Verbleib im Arbeitnehmerverhältnis). Die 

beiden Formen der Selbständigkeit verbleiben bei einjähriger Betrachtung im Schnitt zu 

70 %-80 % in ihrem Tätigkeitsfeld.94 Das DIW erweitert diese Untersuchung allerdings noch 

zusätzlich um eine längerfristige Betrachtungsweise. Von 2001 bis 2006 wurden die zuvor 

genannten Gruppen zu ihrer Erwerbstätigkeit nach jeweils fünf Jahren befragt. Hierbei sind 

die Arbeitnehmer auch eher träge, wenn es um einen Wechsel der Erwerbstätigkeit geht 

(durchschnittlich 80 %). Die Selbständigen mit Beschäftigten bleiben sich durchschnittlich zu 

65 % treu oder aber sie führen ihr Gewerbe ohne Arbeitnehmer fort (durchschnittlich 14 %) 

bzw. wechseln selbst in den Status des Beschäftigten (durchschnittlich 11 %). Die geringe 

Flexibilität kann wohlmöglich damit erklärt werden, dass der hier tätige Arbeitgeber aufgrund 

der Beschäftigung von Arbeitskräften und der damit verbundenen Verantwortung nicht ohne 

weiteres sein Gewerbe aufgeben oder umstrukturieren kann. Bei den Solo-Selbständigen 

                                                 
91 Der europäische Arbeitsmarkt, S. 14 ff. 
92 Forschungsbericht 514 – Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland, S. 28 Tbl. 9 
93 Forschungsbericht 514 – Selbstständige Erwerbstätigkeit in Deutschland, S. 29 Abb. 5 
94 DIW Wochenbericht – Solo-Selbständige, S. 11 Tbl. 6 
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existiert ein solches Hemmnis weniger. 54,5 % von den im Jahr 2001 bis 2006 Tätigen führ-

ten ihre Erwerbstätigkeit auch fünf Jahre später noch aus. Der Wechsel in die abhängige 

Beschäftigung ist im Vergleich zu den Selbständigen mit Arbeitnehmern höher. Diesen Weg 

wählten um die 18,5 % aller Solo-Selbständigen. Eine erhöhte Verantwortung durch die Ein-

stellung von Beschäftigten wird nur von knapp einem Zehntel in Kauf genommen.95 

 

3.3 Zwischenergebnis 

Betrachtet man die Frage ob Gründe für eine Altersvorsorge vorliegen gehen Angaben ver-

schiedener Studien auseinander. Das hängt möglicherweise mit dem Problem der Selbstein-

schätzung und den verschiedenen Messtechniken der einzelnen Institutionen zusammen. 

Aber das Problem der nicht ausreichenden Altersvorsorge ist allgegenwärtig. Zwar konnte 

die Annahme von Herrn Heil, es gäbe über 3 Mio. Selbständige ohne Altersvorsorge, nicht 

bestätigt werden, eine Vielzahl ist es dennoch. Dem BMAS zufolge sind 1.157.500 Solo-

Selbständigen ohne Altersvorsorge, was bei insgesamt 4 Mio. Selbständigen in Deutschland 

immerhin ein Viertel ausmacht.96 Die Dunkelziffer ist wahrscheinlich größer. Dazu hat die 

Einkommensstruktur extreme Ausuferungen nach oben und unten angenommen. Den Selb-

ständigen die viel verdienen, stehen viele Selbständige entgegen die sehr wenig verdienen.97 

Auch und gerade im Alter setzt sich dieser Trend fort. Bei Betrachtung der absoluten Fallzah-

len bewegen sich die Selbständigen nicht in der Größenordnung in der sich die Arbeitnehmer 

bewegen. Aber prozentual betrachtet ist eine Hilfebedürftigkeitsquote von 3,7 % bedenk-

lich.98 Darüber hinaus hat sich ergeben, dass die besondere Schutzbedürftigkeit aller Arbeit-

nehmer gegenüber selbständig Tätigen nicht mehr vorliegend ist. Der Unterschied zwischen 

beiden Gruppen ist, auch aufgrund der zahlenmäßigen Dominanz von Solo-Selbständigen, 

nicht mehr allzu groß. Der häufige Wechsel zwischen den jeweiligen Erwerbstätigkeiten be-

kräftigt diese Annahme nur noch und hat zu allem Überfluss die Folge, dass es derzeitig zu 

dem löchrigen Versicherungsleben kommt. 99 

Der Trend ergibt, dass Arbeitnehmer im Alter verhältnismäßig besser abgesichert sind wie 

Selbständige. Die Aufgabe des Staates ist es nun den resultierenden finanziellen Problemen 

bereits im Vorfeld entgegen zu wirken. Ein Handeln sollte eintreten bevor eine Vielzahl von 

Selbständigen im Alter auf staatliche Hilfe angewiesen sein werden.  

                                                 
95 DIW Wochenbericht – Solo-Selbständige, S. 12 Tbl. 7 
96 vgl. Forschungsbericht 465 (siehe S. 13 dieser Arbeit) 
97 vgl. Forschungsbericht 514 (siehe S. 12 dieser Arbeit) 
98 vgl. Alterssicherungsbericht 2016 (siehe S. 15 dieser Arbeit) 
99 vgl. Forschungsbericht 514 und DIW Wochenbericht – Solo-Selbständige (siehe S. 16 f. dieser Arbeit) 
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4 Ein Gesetzentwurf entlang des Koalitionsvertrages 

CDU, CSU und die SPD haben sich in der 19. Legislaturperiode des deutschen Bundestages 

auf den hier behandelten Koalitionsvertrag geeinigt und den ersten Schritt in Richtung eines 

Gesetzes gemacht. Bevor nun die einzelnen Punkte einer solchen Zwangsinkorporation er-

läutert werden sei gesagt, dass als Inkrafttreten des Gesetzes der 01.01.2020 festgesetzt 

wird. 

 

4.1 Die Versicherungspflicht des § 2 SGB VI 

Wie zuvor erwähnt fordert der Koalitionsvertrag eine Alterssicherungspflicht für alle Selb-

ständigen. Das bedeutet, dass jeder der selbständig Tätig ist vorerst in der gesetzlichen 

Rentenversicherung versichert wird.100 Der jetzigen Struktur des § 2 SGB VI und der häufi-

gen Herangehensweise bei Erweiterungen von Paragraphen folgend hieße das, dass die 

bisher existierenden neun Nummern um eine Nummer 10 erweitert werden. Diese könnte 

beispielhaft alle zuvor nicht genannten Selbständigen erfassen. Allein aus Gründen der 

Übersichtlichkeit und der Gleichstellung aller Selbständigen im Rentenrecht, sollte von solch 

einer Aufzählung allerdings nunmehr abgesehen werden. Ähnlich wie bei den Beschäftigten 

gegen Arbeitsentgelt wird eine Unterteilung nach Berufsstand oder Beschäftigtenanzahl, wie 

es derzeitig noch gehandhabt wird, überflüssig. In seiner Gänze ist der § 2 des SGB VI kurz 

zu halten. Lediglich ein Satz genügt um zu verdeutlichen das alle Selbständigen dem Grunde 

nach der Versicherungspflicht unterliegen. Ein zweiter Satz könnte lediglich die besondere 

Behandlung von Künstlern und Publizisten auffangen. 

Auch wenn eine Abgrenzung zwischen den einzelnen Erwerbstätigkeiten bei allumfassender 

Versicherungspflicht auf den ersten Blick überflüssig scheint, kann sie aufgrund der unter-

schiedlichen Beitragstragung nicht ausbleiben.101 Eine Einbeziehung aller Selbständigen in 

die gesetzliche Rentenversicherung muss eine normierte Definition der selbständigen Tätig-

keit nach sich ziehen. Bisher wird eine selbständige Tätigkeit im Sozialrecht allein aus der 

Handhabung des § 7 Abs. 1 SGB IV definiert. Demnach sind Beschäftigungen nichtselbstän-

dige Arbeiten, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis, mit Weisungsgebundenheit und Ein-

gliederung in die Arbeitsorganisation eines Arbeitgebers. Im Umkehrschluss bedeutet das 

also Selbständigkeit liegt vor, wenn die Person keinerlei Weisungen unterworfen und keiner 

festen Arbeitsorganisation untergeordnet ist. Die Definition bzw. Charakterisierung einer 

                                                 
100 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, S. 93 Rd.-Nr.: 4290 f. 
101 vgl. S. 8 dieser Arbeit 
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selbständigen Tätigkeit sollte jedoch nicht auf einem solchen Umkehrschluss beruhen. Viel-

mehr könnte ein weiterer Paragraph zwischen Beschäftigung und Geringfügigkeit eingefügt 

werden. 102 Der passende Platz wäre dafür direkt nach § 7 SGB IV zur Beschäftigung, 

§ 7a SGB IV ist allerdings bereits mit der Statusfeststellung bzw. dem Anfrageverfahren be-

legt. Selbiges ist bei den folgenden Buchstaben der Fall, weshalb die selbständige Tätigkeit, 

entlang der bisherigen Systematik, ihren Platz im § 7h SGB IV findet.103 

Um eine passende Feststellung zu verfassen, sollte sich verschiedener Gesetze und Ausle-

gungen bedient werden. § 84 Abs. 1 S. 2 HGB fordert beispielsweise eine freie Bestimmung 

der Arbeitszeit und freie Gestaltung der Tätigkeit.104 An diesen Paragraphen angelehnt sieht 

die Deutsche Rentenversicherung unternehmerisches Risiko105, eine eigene Betriebsstätte, 

Verfügbarkeit der eigenen Arbeitskraft sowie die Tatbestände von § 84 Abs. 1 S. 2 HGB als 

Merkmale für eine selbständige Tätigkeit.106 Um eine eindeutige Zuordnung in strittigen Fäl-

len zu erleichtern hat sich die die Deutsche Rentenversicherung einen ergänzenden Katalog 

an Merkmalen erstellt. Demnach deuten Entscheidungsfreiheit des Selbständigen, Führung 

eigener Geschäftsbücher, oder der Besitz von Betriebsmitteln und/oder Geschäftsräumen 

auf eine selbständige Tätigkeit hin.107 Formal wird die Anmeldung eines Gewerbes oder die 

Eintragung ins Handelsregister bezeichnend für eine Selbständigkeit angesehen.108 Das 

Steuerrecht allerdings verlangt mehr den wirtschaftlichen Aspekt um eine selbständige Tä-

tigkeit anzuerkennen. Grundsätzlich liegt hier eine selbständige Tätigkeit vor, wenn unter-

nehmerisches und wirtschaftliches Risiko vorliegen.109 

Auf letzterem könnte von nun an auch der Fokus liegen um die Selbstständigkeit zunächst 

allgemein zu definieren. Speziell führen im Sozialrecht jedoch die Gewerbeanmeldung und 

die bisherigen Anhaltspunkte der rechtlichen Arbeitsanweisungen zur Ausübung einer selb-

ständigen Tätigkeit und folglich auch zur Versicherungspflicht im Rentenrecht. Auf diesem 

Katalog allein kann die Selbständigkeit aber nicht beruhen. Nach § 6 Abs. 1 GewO sind die 

Freiberufler110 nicht den Regelungen der Gewerbeordnung unterworfen und brauchen dem-

zufolge auch keine Gewerbeanmeldung. Die Anforderungen sollten demnach noch um we-

                                                 
102 vgl. § 7 SGB IV 
103 Im § 7 SGB IV einen zusätzlichen Absatz zu verfassen wird nicht als sinnvoll erachtet. Dadurch wird der bisher 
nur für die Beschäftigung stehende Paragraph so verändert, dass er nicht mehr als solcher bezeichnet werden 
kann und eine neue Überschrift bräuchte.  
104 vgl. § 84 Abs. 1 S. 1 HGB 
105 Maßgebend für ein solches ist der Einsatz von eigener Arbeitskraft oder eigenem Kapital auch wenn dabei die 
Gefahr des Verlustes besteht. vgl. Bundessozialgericht: Urteil vom 28.9.2011 - Juris RdNr. 25 
106 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R2.2 Merkmale der selbständigen Tätigkeit 
107 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R2.2.1 Weitere Merkmale, die für die Annahme einer selbständigen 
Tätigkeit sprechen 
108 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R2.3 Formale Merkmale 
109 vgl. Haufe Online Redaktion: Abgrenzung einer selbstständigen Tätigkeit von einer abhängigen Beschäftigung 
110 bspw. Notare, selbst. Lehrer, Apotheker, Rechtsanwälte oder Fischer 
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nigstens ein Merkmal erweitert werden um den neuen Paragraphen zu komplettieren. Abhilfe 

könnte dabei § 18 Nr. 1 EStG schaffen. Er definiert die Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit, 

speziell aus einer Freiberuflichen, und deckt somit exakt die Personen ab die ohne Gewer-

beschein selbständig erwerbstätig sind. Der Grundsatz sollte also unternehmerisches und 

wirtschaftliches Risiko verlangen. Insbesondere werden dann Gewerbeschein oder Einkünfte 

nach § 18 Nr. 1 EStG sowie die weiteren Merkmale jeweils nummeriert erfasst, damit alle 

gleichstehend berücksichtigt werden können. Daran angeknüpft ist zu klären wie die Deut-

sche Rentenversicherung überhaupt erst von der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit 

erfährt. Bisher regelt § 190a SGB VI die eigenständige Meldepflicht der Selbständigen, bis 

auf die Seelotsen, Küstenschiffer, Küstenfischer, Hausgewerbetreibende sowie die Künstler 

und Publizisten. Wobei die letzten beiden über § 11 Abs. 1 KSVG einer Meldepflicht bei der 

Künstlersozialkasse und Hausgewerbereibende, den Beschäftigten folgend, § 190 SGB VI 

unterliegen. Für Seelotsen hat die Lotsenbrüderschaft eine Meldung an den Träger der Ren-

tenversicherung abzugeben. Die Pflicht zur eigenhändigen Meldung sollte auch nach der 

Ausweitung des Personenkrieses bestehen bleiben und möglicherweise ausgeweitet wer-

den. Absatz 1 des § 190a sollte demnach alle Selbständigen zur Meldung zwingen, die nicht 

bereits anderweitig einer Meldepflicht unterliegen. Die Frist von drei Monaten und Absatz 2 

werden dabei aufrechterhalten. Die bisher über § 8 SGB IV geregelte Geringfügigkeit einer 

selbständigen Tätigkeit bedarf keiner besonderen Behandlung. Ihr Regelungsgehalt kann 

und wird weiterhin gelten. 

Um dann letztlich eine ungerechtfertigte Einordnung als Selbständiger zu vermeiden, könnte 

§ 7a SGB IV herangezogen werden. Über das bereits in der Praxis bekannte Statusfeststel-

lungsverfahren kann der als selbständig Erwerbstätige überprüfen lassen ob es sich bei sei-

ner Tätigkeit nicht doch um eine Beschäftigung handelt. Die „Bringschuld“ in Form eines An-

trages wird dadurch auf seine Schultern verlagert um den Aufwand für die Verwaltung mög-

lichst gering zu halten. § 7a SGB IV benötigt in seiner derzeitigen Form aber keiner Ände-

rung, sondern gilt entsprechend. So wie er es bisher beispielsweise auch für die Selbständi-

ge nach § 2 S. 1 Nr. 9 SGB VI tat. Eine enge und intensive Zusammenarbeit mit den jeweili-

gen Gewerbeämtern bietet sich zur Vereinfachung für alle Parteien an. So könnten die Ge-

werbeämter bereits bei Anmeldung auf die Meldepflicht hinweisen oder die benötigten For-

mulare gleich mit aufnehmen. Der Teil der Selbständigen welcher keine Gewerbeanmeldung 

benötigt, ist damit auf sich allein gestellt. Durch eine umfassende Aufklärung sollte allerdings 

größere Probleme vermieden werden. 

Die Versicherung der Künstler sowie Publizisten und der Landwirte über das Künstlersozial-

versicherungsgesetz (KSVG) bzw. das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) 
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bleibt in seiner Form bestehen. Grund dafür ist die Besonderheit beider Gruppen. So haben 

die Künstler mit ihrem Beitragsmodell in sich eine spezielle Handhabung der Verbeitra-

gung.111 Bei den Landwirten werden über das ALG gleich ihre mitarbeitenden Familienange-

hörigen mitversichert.112 Möglich wären kleinere Änderungen des KSVG. § 1 KSVG begrenzt 

den versicherten Personenkreis auf die Künstler und Publizisten mit nicht mehr als einem 

beschäftigten Arbeitnehmer. Durch die Erweiterung des § 2 im SGB VI auf alle Selbständi-

gen werden zukünftig aber auch Künstler und Publizisten mit einem großen Stamm an Be-

schäftigten in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert.113 Damit ergibt sich die 

Frage, ob denn auch letztere an den Vorteilen des KSVG teil haben dürfen. Grundsätzlich 

wird dem alleinstehenden Künstler/Publizist ja durch die besondere Behandlung geholfen, 

den Beitragsaufwand aufzubringen. Ob einkommensstärkere Künstler auf diese zusätzliche 

Hilfe angewiesen kann zumindest in Frage gestellt werden. Aber auch aus rein administrati-

ver Sicht ist eine Änderung des KSVG ungünstig. Die Künstlersozialkasse würde mit einem 

hohen Mehraufwand und vor allem mit einer stark erhöhten Beitragsumlage konfrontiert. Da-

her ist es womöglich nicht sinnvoll das KSVG zu verändern. Eher sollten die einkommens-

stärkeren Künstler und Publizisten unter dem Rest der Selbständigen gefasst werden. 

Wolfgang Buhl hat in der Zeitung „intern“ die These aufgeworfen, den Bestand der Selbstän-

digen von der Zwangsinkorporation auszulassen und den Personenkreis nur auf neu aufge-

nommene selbständige Tätigkeiten zu beschränken. 114 Aus Sicht der ausführenden Verwal-

tung ist diese Herangehensweise nachvollziehbar. Die Anzahl der zu bearbeitenden Fälle 

würde sich auf knapp 2,8 Mio. Selbständige belaufen.115 Das führt zu einem enormen Auf-

wand der letzten Endes lange Bearbeitungszeiten mit sich bringt. Auch die Betroffenen, in 

Form des Verbands der Gründer und Selbstständigen Deutschland e.V. (VGSD), stehen 

einer sofortigen Einbeziehung aller Selbständigen kritisch gegenüber. Zwar sieht die VGSD 

in einem Positionspapier Abstufungen beim Lebensalter116 zuerst als möglich an, verbindet 

diese dann aber postwendend mit einer aufwendigen Einzelfallprüfung. Der resultierende 

Schluss ist dann nur künftige Selbständige mit der Versicherungspflicht zu belegen.117 Es ist 

jedoch nicht tragbar, wenn ein solche Anzahl an Selbständigen nicht von dem Schutz der 

Versicherung profitiert. Die Pflichtversicherung hat den Grund eine Alterssicherung zu schaf-

fen und die selbständig Tätige vor dem Risiko einer Altersarmut zu schützen. Wenn nun aber 

                                                 
111 Der selbständige Künstler oder Publizist zahlt nur den halben Beitrag (§ 15 KSVG). Der Rest des Beitrages 
wird durch die Künstlersozialabgabe (§ 23 KSVG) und einen Bundeszuschuss (§34 KSVG) finanziert. 
112 vgl. § 1 ALG 
113 Nach § 2 S. 1 Nr. 5 SGB VI war bisher nur der im KSVG erfasste Personenkreis versichert. 
114 intern – Zeitschrift für die Mitarbeiter*innen, S. 19 
115 Bei 4,2 Mio. Selbständigen in Deutschland und einem Drittel, die in der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
in berufsständischen Versorgungswerken versichert sind. vgl. S. 12 dieser Arbeit 
116 Eine Einbeziehung ab Vollendung des 30. oder des 50. Lebensjahres, vgl. Gemeinsames Positionspapier, S.1 
117 vgl. Gemeinsames Positionspapier, S.1 
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mehr als die Hälfte keiner Pflicht zur Absicherung unterliegt, ist das Problem nur für kom-

mende Generationen beseitigt. Der Großteil der derzeitig selbständig Erwerbstätigen bleibt 

ohne ausreichende Altersvorsorge. Viel passender ist eine Befreiungsmöglichkeit bei hohem 

Lebensalter.  

Die Antragsversicherung nach § 4 Abs. 2 SGB VI wird mit der allgemeinen Versicherung 

aller selbständig Tätigen überflüssig und fällt weg. Die Möglichkeit zur Pflichtversicherung für 

nicht bereits pflichtversicherte Selbständige wird nicht mehr benötigt.  

 

4.2 Befreiung von der Versicherungspflicht 

Neben der Versicherungspflicht muss es für geeignete Fälle eine Möglichkeit der Befreiung 

geben. Mit dem Opt-Out Modell gibt der Koalitionsvertrag eine Form dieser Befreiung vor, 

allerdings können darüber hinaus noch andere Möglichkeiten in Betracht kommen.  

 

4.2.1 Übernahme bestehender Befreiungsmöglichkeiten 

Bereits bestehend ist die Option der Befreiung für die pflichtversicherten Handwerker. 

§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SGB VI ermöglicht eine Befreiung nach insgesamt 18 Jahren mit 

Pflichtbeiträgen. Auf einen solchen Ausstieg aus der Pflichtversicherung haben sich mit gro-

ßer Wahrscheinlichkeit schon einige Handwerker eingestellt, weshalb dieses Sonderrecht 

wenigstens als Übergangsrecht bestehen bleiben sollte. Sonderregelungen zur Befreiung 

von der Versicherungspflicht werden im § 231 SGB VI geregelt. Für die in der Handwerksrol-

le eingetragenen Handwerker, die in ihrer Person auch die Voraussetzungen für eine Eintra-

gung erfüllen, bleibt die Möglichkeit zur Befreiung nach der zuletzt geregelten Mindestversi-

cherungszeit bestehen und wird im § 231 Abs. 10 SGB VI festgehalten. Begrenzt wird dieses 

Sonderrecht allerdings auf den Bestand an Versicherten die am 31.12.2019 dem Versiche-

rungsschutz als gewerbetreibende Handwerker unterlagen. Spätere Anmeldungen oder Auf-

nahmen können nicht von der besonderen Befreiung profitieren, um dem neuen Recht Gel-

tung zu verschaffen. 

Wie schon zuvor erläutert bietet § 6 Abs. 1a SGB VI eine Befreiung für den Beginn einer 

selbständigen Tätigkeit und bei unverhältnismäßigem Einzug im Alter.118 Bisher bezieht sich 

dieser Absatz in beiden Nummern lediglich auf die, nach § 2 S.1 Nr.9 SGB VI versicherten, 

arbeitnehmerähnlichen Selbständigen. Der Abs. 1a läuft nach der Reform von § 2 SGB VI 

                                                 
118 vgl. S. 8 dieser Arbeit 
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zwar ins Leere, der Gedanke hinter ihm könnte übernommen werden. Dem Selbständigen 

soll also ein Start in die Erwerbstätigkeit nicht durch massive Sozialabgaben erschwert wer-

den. Genauso ist eine erstmalige Versicherung in fortgeschrittenem Alter nicht verhältnismä-

ßig, weil dabei keine ausreichende Alterssicherung erreicht werden kann. Zusätzlich könnte 

es von Vorteil sein den Regelungsinhalt des nunmehr wegfallenden 

§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SGB VI in den neuen Abs. 1a zu überführen. Der Gedanke nach Errei-

chen einer Mindestversicherung eine Befreiung zu erwirken, wäre gewisser Hinsicht ein 

Kompromiss mit den selbständig Tätigen.  

Die gründerfreundliche Befreiungsmöglichkeit wird in der bereits bestehenden Form nahezu 

komplett übernommen. Bis auf den Tatbestand der eine selbständige Tätigkeit nach 

§ 2 S. 1 Nr. 9 SGB VI verlangt, gibt keinen konkreten Anstoß den Inhalt abzuändern. Ab dem 

01.01.2020 wird den nach § 2 SGB VI versicherten Selbständigen die Möglichkeit eröffnet, in 

den ersten drei Jahren nach erstmaliger oder zweiter Aufnahme einer selbständigen Tätig-

keit eine Befreiung zu beantragen. Die Gleichstellung einer zweiten Aufnahme wird der Ein-

fachheit halber weiter in § 6 Abs. 1a S. 2 SGB VI bleiben. 

Bei einer Befreiung bei einer erstmaligen Pflichtversicherung in fortgeschrittenem Alter sollte 

bedacht werden, warum diese Möglichkeit geschaffen wurde. Sie sollte primär den Altersbe-

dingten Abbau der Selbständigen Tätigkeit nicht durch unnötige Beitragslast erschweren.119 

Die Fallkonstellation kann sich in Zukunft gar nicht mehr ergeben, da es keine versiche-

rungsfreien selbständigen Tätigkeiten mehr geben wird. Eine beispielhafte Fallgestaltung 

wäre nur der Übergang von einer Beamtentätigkeit in die selbständige Tätigkeit. Die Chan-

cen das ein derartiger Fall auftritt, werden aber als sehr unwahrscheinlich eingeschätzt. 

Vielmehr kann eine solche Befreiung als Übergangsvorschrift übernommen werden, so wie 

bereits 1998.120 Im § 6 SGB VI wurde bisher die Altersgrenze bei 58 Lebensjahren ange-

setzt, § 231 Abs. 5 SGB VI machte damals ab dem 50. Lebensjahr eine Befreiung möglich. 

Einfach betrachtet kommt es bei einer solchen Grenze darauf an, ab wann eine Versiche-

rung keinen Nutzen mehr mit sich bringt. So ist es nicht zielführend ein Versicherungszeit zu 

ermöglichen die geringer ausfällt als die allgemeine Wartezeit.121 Bei einer Regelaltersgrenze 

von 67 Lebensjahren122 sollte eine Befreiung also wenigstens nach Vollendung des 62. Le-

bensjahres möglich sein. Alle weiteren zusätzlichen Beitragsmonate/-jahre ergeben dann 

mindestens eine Regelaltersrente, führen aber nicht zu einer Rente auf Grundsicherungsni-

                                                 
119 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R6.2.3 Zuvor ausgeübte Tätigkeit und erstmaliger Eintritt von Versi-
cherungspflicht nach Vollendung des 58. Lebensjahres 
120 siehe die Befreiung nach § 231 Abs. 5 SGB VI, vgl. S. 8 dieser Arbeit 
121 Andernfalls mündet diese Versicherung letzten Endes in einer Beitragserstattung. Die allgemeine Wartezeit 
beträgt nach § 50 Abs. 1 S. 1 SGB VI 5 Jahre. 
122 vgl. § 35 S. 2 SGB VI 
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veau.123 Für eine solche werden, abhängig von der Höhe der Beiträge, eine Vielzahl an Bei-

tragsjahren benötigt. Der in dieser Hinsicht sinnvolle Zeitpunkt ist dann mit einer altersbe-

dingten Befreiung nicht zu erklären. Abgewandt von einer „sinnvollen“ Versicherungszeit ist 

ein Gedanke in dieser Thematik entscheidend. Jeder durch eigene Beiträge finanzierte Euro 

einer Rente senkt den späteren Bezug von steuerfinanzierten Grundsicherungsleistungen. 

Diese Herangehensweise ist zwar nicht im Sinne des einzelnen Beitragszahlers, aus Sicht 

der Solidargemeinschaft und der Gesamtheit an Steuerzahlern aber fair. Demnach wird, wie 

schon 1998, eine Befreiung ab Vollendung des 50. Lebensjahres möglich sein. Der für die 

Befreiung notwendige Antrag muss allerdings innerhalb von 6 Monaten nach Eintritt der Ver-

sicherungspflicht beantragt werden, in der Regel also bis zum 30.06.2020. Damit soll eine 

zeitnahe Klärung der Sachverhalte erreicht werden um für alle Seiten Rechtssicherheit zu 

erwirken.  

Der Satz 3 des Abs. 1a wird in dem neuen Paragraphen nicht vorkommen. Durch die Aufhe-

bung der einzelnen Nummern in § 2 SGB VI ist der Tatbestand eines Wechsels von einer 

Tätigkeit nach Nr. 10 zu einer Tätigkeit nach Nr. 9 nicht mehr regelungsbedürftig. Zumal 

§ 2 S. 1 Nr. 10 SBG VI schon seit dem 01.04.2012124 nicht mehr existiert. 

 

4.2.2 Regelung einer Mindestversicherung 

Weiterhin stellt sich eine Befreiung nach Erreichen einer Mindestversicherung als sinnvoll 

heraus, auch um den Selbständigen entgegenzukommen. Sobald die gesetzliche Alterssi-

cherung auf einem gesicherten Niveau angekommen ist kann sich der Selbständige eigen-

mächtig von dem zusätzlichen finanziellen Aufwand befreien. Das Ziel der Regierung, für 

Selbständige eine Absicherung im Alter auf Grundsicherungsniveau zu schaffen, wäre mit 

einer solchen „Mindestabsicherung“ ebenfalls erfüllt. Bisher wurde das Erreichen einer Min-

destversicherung über das Prinzip der Beitragsjahre gelöst. Handwerker brauchten zuerst 

15 125 und dann später 18 Jahre126 mit Pflichtbeiträgen um eine Befreiung erwirken zu kön-

nen. Bei dieser neuen Norm sollte sich davon distanziert werden. Der Sinn einer Mindestver-

sicherung ist eben ein Mindestmaß an finanzieller Deckung zu generieren. Die Maßeinheit 

der Beitragsjahre bzw. -monate ist dafür nur bedingt brauchbar, da ihr kein einheitlicher Wert 

in Geld gegenübersteht. Ein Beitragsmonat kann durch den Mindestbeitrag oder den 

Höchstbeitrag erworben wurden sein. Das birgt bei der Erwirtschaftung einer Anwartschaft 

zu große Schwankungen und Risiken, die vom Gesetzgeber hier nicht toleriert werden soll-

                                                 
123 Ab wann eine solche erreicht wird, wird später dargelegt. 
124 vgl. S. 9 dieser Arbeit 
125 vgl. S. 4 dieser Arbeit 
126 vgl. S. 5 dieser Arbeit 
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ten. Die bessere Einheit bildet eine Summe an Entgeltpunkten (im Folgenden EP) ab127, 

auch weil sich der Rentenbetrag durch die nahezu jährliche Rentenerhöhung stetig verän-

dert.128 Fraglich ist dabei nur noch, wie hoch eine solche Mindestsumme an EP sein muss 

um das Niveau der Grundsicherung mindestens zu erreichen. Die deutsche Rentenversiche-

rung geht bei einem monatlichen Betrag von unter 865 € von Hilfebedürftigkeit aus.129 Der 

Sozialverband VdK übersteigt diese Annahme noch einmal um 100 € und sieht einen Grund-

bedarf von 944 € als ausreichend an.130 Davon ausgehend können zwei Proberechnungen 

gestartet werden. 

Die Angaben des Sozialverbandes beruhen auf einem Netto-Bedarf. Brutto muss der fiktive 

Rentenbetrag dementsprechend höher sein, damit Sozialversicherung und gegebenenfalls 

Einkommensteuer vorweg berücksichtigt werden.131 Der Beitrag zur gesetzlichen Kranken-

versicherung beträgt 14,6 % und wird nach § 249a S. 1 SGB V von Rentner zur Hälfte getra-

gen. Der Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung beträgt seit dem 01.01.2019 0,9 % und wird 

ebenfalls hälftig getragen.132 Der Beitrag zur sozialen Pflegeversicherung beträgt 3,05 % und 

wird nach § 59 Abs. 1 S. 1 SGB XI vom Rentner allein getragen. Der Netto-Rentenbetrag 

ergibt sich also, wenn das Brutto um 10,8 %133 verringert wird. Eine Pflicht zur Einkommens-

teuer ergibt sich jedoch nicht. Bisher werden von der gesetzlichen Brutto-Rente nur 78 % bei 

der Einkommenssteuer berücksichtigt, welche nicht den Grundfreibetrag von 9.168 € über-

steigen.134 Damit ergibt sich ein Bruttowert von 1.058,30 €135 mit dem die zuvor erklärte 

„Mindestrente“ erreicht werden soll. Unter umgekehrter Anwendung der Rentenformel ergibt 

sich dann eine Summe von 33,0410 EP.136  

                                                 
127 Denkbar wäre auch eine Festsetzung einer bestimmten Versicherungssumme in Euro, die gesetzliche Ren-
tenversicherung rechnet jedoch nicht derartig. Die Entgeltpunkte spiegeln bei der deutschen Rentenversicherung 
die Summe an gezahlten Beiträgen wider. 
128 vgl. § 65 SGB VI  
129 Die Grundsicherung: Hilfe für Rentner, S. 4 
130 Bei einem Wohnsitz der Rentnerin in Köln und ausgehend vom Regelbedarf 2018. 2019 wäre der Gesamtbe-
darf um 8 € größer, da der Regelbedarf um 8 € gestiegen ist. vgl. Sozialverband VdK Deutschland e.V.: Was gilt 
bei Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung? 
131 Zur Vereinfachung wird eine Versicherungspflicht in Kranken- sowie Pflegeversicherung angenommen. Die 
Beitragssätze wurden nach § 247 S.1 iVm. § 241 SGB V bzw. nach § 55 Abs. 1 SGB XI bestimmt. 
132 vgl. Haufe Online Redaktion: Durchschnittlicher Zusatzbeitrag 2019 sinkt leicht 
133 Das ergibt sich aus =

14,6 %

2
+

0,9 %

2
+ 3,05 %. 

134 vgl. Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V.: Wann muss ich als Rentner Steuern zahlen? Und 
wie viel? - Nach § 2 Abs. 4 EStG iVm. § 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 EStG sind Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträ-
ge vom Einkommen abzusetzen. Daher werden nur die 944 € zur Berechnung herangezogen. Der Betrag für die 

Einkommensteuerberechnung ist somit 8.835,84 € = (944 € ∗ 78 %) ∗ 12 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡𝑒 und damit deutlich unter dem 
Freibetrag.  
135 1.058,30 € =

944 €

(100 %−10,8 %)
 

136 =  1.058,30 €/32,03 € 𝑝𝑟𝑜 𝐸𝑃 (𝑎𝑘𝑡𝑢𝑒𝑙𝑙𝑒𝑟 𝑅𝑒𝑛𝑡𝑒𝑛𝑤𝑒𝑟𝑡 𝑠𝑡𝑎𝑛𝑑 𝑀𝑎𝑖 2015) / 1,0 (𝑅𝑒𝑛𝑡𝑒𝑛𝑎𝑟𝑡𝑓𝑎𝑘𝑡𝑜𝑟). In der Bei-
spielrechnung wird ein Zugangsfaktor von 1,0 angenommen. Demzufolge sind die persönlichen EP gleich den 
EP. Die Rentenformel ergibt sich aus § 64 SGB VI 
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Die Deutsche Rentenversicherung sieht einen Bruttoverdienst von 865 € als Grundsiche-

rungsgrenze an und orientiert sich dabei am Einkommensteuerrecht.137 Ebendieses ist der 

Auffassung das der Grundsicherungsbedarf bei 9.168 € im Jahr liegt, daher auch die Festle-

gung dieses Betrages als Grundfreibetrag zur Einkommensteuerveranlagung.138 Pro Monat 

ergibt das 764 € und als Bruttobetrag dann 856,50 € im Monat. Also nur wenige Euro unter 

dem von der deutschen Rentenversicherung angesetzten Wert. Eine Umrechnung der 865 € 

nach demselben Prinzip wie in der ersten Rechnung ergibt dann 27,0059 EP139, aufgerundet 

28 EP, als Mindestversicherung. Letzterer Wert sollte auch für die Befreiung maßgebend 

sein. Der Wert des Sozialverbandes ist nur bedingt als Beispiel nutzbar. Grundsicherung ist 

nicht dafür vorgesehen der Einkommensteuer zu unterliegen, das wird allein durch die Defi-

nition des Grundfreibetrages deutlich. Die Rechnung mit den 944 € hat zwar gezeigt das 

ebenjene Abgabepflicht nicht eintritt, was allerdings nur begrenzt so bleibt. Wie erläutert sind 

derzeitig nur Anteile einer gesetzlichen Rente einkommensteuerpflichtig und dieser Anteil 

steigt bis zum Jahr 2040 auf 100 %.140 Und bei einer kompletten Berücksichtigung der Rente 

von 944 € würde der jetzt geltende Grundfreibetrag dann um 2.160 € überstiegen werden.141 

Im Endeffekt führt eine solche Forderung zu einer hohen Mindestsicherung die nur mit er-

heblichem Aufwand erreicht wird. Dem Gedanken einer einfachen Grundabsicherung steht 

das klar entgegen.142 Um darüber hinaus eine nicht zeitgemäße Endgültigkeit zu vermeiden 

gilt die Befreiung nur für die derzeitig ausgeübte selbständige Tätigkeit. Wird eine neue 

Selbständigkeit aufgenommen ist ein erneuter Antrag zu stellen. 

 

4.2.3 Das Opt-Out Modell des Koalitionsvertrages 

Die letzte und zugleich vom Koalitionsvertrag geforderte Befreiungsmöglichkeit ist die adä-

quate Versicherung in anderen Versorgungswerken. Die Eröffnung einer solchen Befreiung 

ist in der gesetzlichen Rentenversicherung keine Neuheit. Bereits in § 231 Abs. 5 SGB VI 

wurde anderweitig abgesicherten Selbständigen die Möglichkeit einer Befreiung offeriert.143 

Aber auch schon § 20 Abs. 2 SVG-DDR stellte es den Selbständigen frei bei adäquater Ver-

sicherung einen Antrag auf die Befreiung von der Versicherungspflicht zu stellen.144 Es muss 

                                                 
137 Die Grundsicherung: Hilfe für Rentner, S. 4 
138 vgl. Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V.: Grundfreibetrag – was ist das? 
139  =  865 €/32,03 € 𝑝𝑟𝑜 𝐸𝑃 / 1,0 Die Rentenformel ergibt sich aus § 64 SGB VI 
140 vgl. Lohnsteuerhilfeverein Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V.: Wann muss ich als Rentner Steuern zahlen? Und 
wie viel? 
141 =  (944 € ∗ 12 𝑀𝑜𝑛𝑎𝑡𝑒) − 9.168 € 
142 Die Minderung der Summe an Entgeltpunkten aufgrund eines möglicherweise auftretenden Versorgungsaus-
gleiches bleibt für die Befreiung unerheblich. Entscheidend ist die Anwartschaft zum Zeitpunkt der Befreiung. Aus 
diesem Grund genügen auch nur Entgeltpunkte aus Beitragszeiten. Anders als beitragsfreie und beitragsgemin-
derte Zeiten, sind diese direkt durch den Betragsaufwand erworben wurden. 
143 vgl. § 231 SGB VI 
144 vgl. § 20 SVG-DDR 
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nun untersucht werden was eine vergleichbare Absicherung darstellt. Der Koalitionsvertrag 

fordert Insolvenz- und Pfändungssicherheit. Darüber hinaus ist es allerdings genauso wich-

tig, dass die Vorsorge nicht liquidierbar ist. Heißt also es darf nicht möglich sein, sich die 

angesparten Geldbeträge noch vor einer maßgebenden Altersgrenze auszahlen zu lassen. 

Mehr noch sollte sich die anderweitige Versorgung ab einem bestimmten Alter in einer zeit-

lich unbegrenzten monatlichen Auszahlung wiederfinden. Auch der Umfang einer anderwei-

tigen Versicherung muss konkreten Punkten entsprechen, damit diese als adäquat angese-

hen werden kann. Die Zeitschrift der Deutschen Rentenversicherung Bund hat diesen tref-

fend umrissen. So ist es unabdingbar, dass die private Versorgung auch den Fall einer Er-

werbsminderung oder, wie es im privaten Sektor üblicher ist, eine Berufsunfähigkeit absi-

chern muss. Andernfalls käme es zu einer Risikoselektion von Seiten der Selbständigen. Die 

Personen mit einem höheren Risiko zur Erwerbsminderung (bspw. körperlich anspruchsvolle 

Tätigkeiten) oder sogar einer bestehenden Minderung durch Vorerkrankungen suchen den 

Weg in die gesetzliche Rentenversicherung, weil diese ihnen Abhilfe schaffen kann. Extrem 

betrachtet würde das bedeuten, dass die gesetzliche Rentenversicherung nur mit dem be-

dürftigen Personenkreis konfrontiert wird.145 Selbiges gilt auch für die Absicherung der Hin-

terbliebenen. Zwar wird die auftretende Risikoselektion nicht so intensiv sein wie die Absi-

cherung von Erwerbsminderung, aber nichts desto trotz würde ein Großteil der Selbständige 

mit Hinterbliebenen im Sinne des Rentenrechts146 eine Absicherung in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung aufrechterhalten. § 231 Abs. 5 SGB VI stellte in der Vergangenheit auch 

schon eine sehr ähnliche Forderung. Als Altersgrenze für den späteren Bezug der privaten 

Versorgung sollte sich der Paragraph nach der gesetzlichen Regelaltersgrenze richten. Da-

mit werden gleiche Bedingungen für alle geschaffen. Bis zu deren Auslaufen sind demnach 

auch die Altersgrenzen nach § 235 Abs. 2 SGB VI maßgebend. Rehabilitationsmaßnahmen 

werden in das Anforderungsprofil nicht mit aufgenommen. Die Ausgestaltung im Bereich der 

privaten Versicherung ist deutlich zu kompliziert und kostenaufwendig. 

Arbeitsminister Heil hat bisher schon eine alternative Versicherung öffentlich kundgetan. Mit 

einer sogenannten „Rürup-Rente“ gibt es derzeitig bereits eine Alterssicherung die den An-

forderungen genügen könnte.147 Der Fachbegriff für sie ist „Basisrente“ und sie definiert sich 

zum einen dadurch, den Charakter einer monatlichen Rente zu erfüllen. Der angesparte Be-

trag kann nicht einmalig ausgezahlt werden.148 Gesetzlich ist dieser Tatbestand in 

§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Bst. b), aa) iVm Abs. 2 S. 2 Nr. 2 EStG geregelt. Neben der Basisrente ist 

                                                 
145 intern – Zeitschrift für die Mitarbeiter*innen, S. 20 
146 Ehepartner und Kinder. vgl. § 46 und § 48 SGB VI 
147 vgl. Norddeutscher Rundfunk: Selbstständige sollen vorsorgen müssen 
148 vgl. finanzen.de GmbH: Rürup-Rente – Fürs Alter sparen und Steuervorteile kassieren 
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die Riester-Rente ebenfalls als privates Altersvorsorgeprodukt bekannt, aber die Möglichkeit 

eine solche als adäquate Versorgung anzustreben kann bereits im Keim erstickt werden. Die 

Riester-Rente ist nur eine zusätzliche Versicherung zur gesetzlichen Rentenversicherung. 

Alle versicherungspflichtigen Erwerbstätigen sind dazu berechtigt privat zu „riestern“.149 Das 

heißt zwar, dass in der Zukunft alle Selbständigen in eine Riester-Rente investieren können, 

allerdings nur bei bestehender Versicherungspflicht. Als Opt-Out Möglichkeit kann sie dem-

nach nicht herhalten. 

Abweichend versuchen die Selbständigen die Möglichkeiten zur alternativen Absicherung 

möglichst breit zu fächern. Wie verschiedene Kommentare zu einem Artikel der VGSD zei-

gen, wird häufig der Ruf nach Aktien und Immobilien laut.150 Die erfüllen aber gerade nicht 

die Voraussetzungen für eine Alterssicherung. Zwar sind Aktien oder Immobilien gute und 

möglicherweise rentable Möglichkeiten Geld anzulegen, aber sie sind auch sehr stark risiko-

behaftet. Die Geldwerte sind jeweils der wirtschaftlichen Entwicklung unterworfen. Sowohl 

bei Aktien als auch bei Immobilien kann nicht klar gesagt werden ob und wann diese „zu 

Geld gemacht werden“, ein Verkauf könnte bereits morgen oder auch erst in 30 Jahren erfol-

gen. Ebenso können derartige Anlagen nur schwierig mit beispielsweise dem Wert einer Ba-

sisrenten verglichen werden. Die rechtlichen Arbeitsanweisungen der deutschen Rentenver-

sicherung zu § 231 SGB VI bieten zwar grundsätzlich eine Möglichkeit an. So konnte Ver-

mögen auf einen fiktiven Beitrag heruntergerechnet werden, um beispielsweise Immobilien 

als Altersvorsorge anerkennen zu können.151 Damit ist das Problem allerdings nichts gelöst, 

dass Immobilien oder Aktien von einem Tag auf den anderen liquidiert werden könnten und 

damit keine Altersvorsorge, sondern eine Kapitalanlage darstellen. 

Für das Opt-Out Modell dieses Gesetzentwurfes bleibt der Katalog überschaubar. Im Grunde 

wird die Aussicht von Arbeitsminister Heil bestätigt. Um eine private Alterssicherung als ver-

gleichbar anerkennen zu können muss eine Basis- bzw. Rürup-Rente vorliegen. Anhalts-

punkt wird dabei § 10 Abs. 1 Nr. 2 Bst. b), aa) iVm Abs. 2 S. 2 Nr. 2 EStG, wobei Absiche-

rung der Erwerbsminderung und Hinterbliebenenversorgung für eine adäquate Versorgung 

zusätzlich verlangt werden muss. 

                                                 
149 Aber auch Beamte, Soldaten, Richter. vgl. finanzen.de GmbH: Riester-Rente: Die wichtigsten Fakten zur ge-
förderten Altersvorsorge 
150 vgl. Verband der Gründer und Selbstständigen Deutschland e.V.: GroKo-Sondierung: Was die Einigung für 
uns Selbstständige bedeutet und für was wir ab jetzt kämpfen müssen – insbesondere bei der geplanten Alters-
vorsorgepflicht 
151 

𝑆𝑢𝑚𝑚𝑒 𝑎𝑛 𝑉𝑒𝑟𝑚ö𝑔𝑒𝑛

Monate vom Eintritt der Rentenversicherungspflicht bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres
= 𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟𝑎𝑔, vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: 

R4.1.4.1 Vergleichbare Vorsorge 
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Sowohl § 231 Abs. 5 SGB VI als auch § 20 Abs. 2 SVG-DDR haben die Voraussetzung ge-

meinsam mindestens den Beitrag an private Versicherungen zu fordern der auch mindestens 

an die gesetzliche Rentenversicherung zu entrichten. Dieser Tatbestand sollte auch für die 

neue Opt-Out Regelung vorgesehen werden. Das schafft eine übersichtliche Vergleichbar-

keit der einzelnen privaten Altersvorsorgemodelle. Alternativ dazu könnte man eine bestimm-

te Versicherungssumme fordern, die dann am Ende des Altersvorsorgevertrages erreicht 

werden muss. Problematisch an einer solchen Praktik ist, dass sich eine Versicherungs-

summe sehr schwer festlegen lässt. Dadurch wird weit in die Zukunft eingegriffen, so dass 

sich nicht eindeutig bestimmen lässt ob eine heutige Versicherungssumme auch in 30 – 40 

Jahren noch das Level einer gesetzlichen Rente erreicht. Dem Beitrag zur Rentenversiche-

rung folgend kann eine ausreichende Altersvorsorge zumindest vermutet werden. Doch wel-

che Höhe kann als vergleichbar angesehen werden? Wie bereits 1998 können die beste-

henden Modelle der Beitragsberechnung genutzt werden. Nach Auslegung des 

§ 231 Abs. 5 SGB VI war grundsätzlich der Beitrag aus der Bezugsgröße 152 oder in den ers-

ten drei Jahren nach der Aufnahme der selbständigen Tätigkeit der Beitrag aus der halben 

Bezugsgröße charakteristisch für eine adäquate Absicherung. Auch der einkommensgerech-

te Beitrag wurde damals berücksichtigt. Für die heutige Anwendung ist das allerdings nur 

bedingt praktikabel.153 Damit müsste neben dem Vorliegen einer adäquaten Versorgung, 

zusätzlich die Höhe der einkommensgerechten Beiträge geprüft werden. Das hieße dann 

also die Anforderung einer Prognose durch den Selbständigen und/oder seinen Steuerbera-

ter sowie der Überprüfung aller Daten bei Vorliegen eines Einkommensteuerbescheides vom 

Finanzamt. Das ist gerade bei Beginn der Pflichtversicherung 2020 nicht umsetzbar und 

auch im laufenden Arbeitsablauf ist mit einem erheblichen Mehraufwand zu rechnen. Somit 

bleiben für der Regelbeitrag und der halbe Regelbeitrag als mögliche Varianten übrig. Wie 

zuvor bestimmt sollten für eine Rente auf Grundsicherungsniveau rund 28 EP ausreichen. 

Ausgehend von 45 Beitragsjahren werden dafür pro Jahr also 0,6222 EP benötigt.154 Bei 

Zahlung des Regelbeitrages, welcher laut § 165 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB VI aus der Bezugs-

größe errechnet wird, ergibt sich pro Jahr eine Anwartschaft von rund einem Entgeltpunkt.155 

Der halbe Regelbeitrag bringt demzufolge nur 0,5 EP pro Jahr. Letzterer wird nach 

§ 165 Abs. 1 S. 2 SGB VI allerdings nur in den ersten drei Jahren nach Aufnahme der selb-

ständigen Tätigkeit gewährt, weshalb ein Beitrag zur privaten Versicherung auch nur in die-

                                                 
152 Im Rentenrecht allgemein als Regelbeitrag bekannt und im Folgenden auch als solcher bezeichnet. vgl. Deut-
sche Rentenversicherung Bund: R5 Regelbeitrag 
153 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R4.1.9 Feststellung des fiktiven Rentenversicherungsbeitrages 
154 ergibt sich aus =  

28 𝐸𝑃

45 𝐽𝑎ℎ𝑟𝑒
. Die 45 Jahre an Beiträgen ergeben sich aus der Definition des so genannten Eck-

rentners, welcher 45 Jahre lang jährlich 1 EP an Beiträgen einzahlt. vgl. Eckrentner 
155 Berechnung der EP nach § 70 Abs. 1 S. 1 SGB VI. Beispiel für das Jahr 2019 

 
37.380 € (𝑗äℎ𝑟𝑙𝑖𝑐ℎ𝑒 𝐵𝑒𝑧𝑢𝑔𝑠𝑔𝑟öß𝑒 2019)

38.901 €  (vorläufiges Durchschnittsentgelt 2019)
=  0,9609 𝐸𝑃 
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sem Zeitraum als adäquat angesehen werden kann. Nach den Ausführungen über eine Be-

fristung der Befreiung wird diese Variante erneut diskutiert. Zurück zum einfachen Regelbei-

trag stellt sich die Frage, wenn als Mindestsicherung 0,6222 EP pro Jahr ausreichen, könnte 

auch ein Beitrag in Höhe von rund zwei Dritteln der Bezugsgröße als adäquat angesehen 

werden. Nur dürfte das nicht einem solidarischen Prinzip entsprechen. Die Problematik ist, 

dass die gesetzlich versicherten Selbständigen nicht die Möglichkeit haben eine Beitragsbe-

messungsgrundlage von nur zwei Drittel der Bezugsgröße zu versichern. Auch wenn den 

Selbständigen die Option gegeben wird sich außerhalb der gesetzlichen Pflicht zur versi-

chern so müssen doch übergreifend gleiche Bedingungen geschaffen werden. Den gesetz-

lich versicherten selbständig Tätigen ist es schier nicht möglich einen Beitrag von 66,7 % der 

Bezugsgröße zu zahlen.156 Da der Beitrag das Merkmal zur Vergleichbarkeit ist, muss gera-

de bei ihm eine Ungleichbehandlung vermieden werden. Somit muss eine adäquate Alterssi-

cherung mindestens dem Beitrag aus der Bezugsgröße der Rentenversicherung entspre-

chen um als solche anerkannt zu werden. 

Wie schon kurz erwähnt, hat sich die Überlegung ergeben eine Befristung der Befreiung vor-

zunehmen. Der Grund eines solchen Gedankenganges ist einfach erklärt und an die Er-

werbsminderungsrenten angelehnt. Wird einem Antrag des Selbständigen auf eine Befreiung 

wegen einer anderweitigen Absicherung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung stattgegeben, ist nicht klar wie lange die private Alterssicherung tat-

sächlich aufrechterhalten wird. Ausgehend von dem Umstand, dass der maßgebende Ver-

trag kurze Zeit nach der Befreiung wieder gekündigt wird und die Tätigkeit dann mit dem 

Eintritt in den Ruhestand aufgegeben wird, könnte eine rückwirkende Versicherungspflicht 

über mehrere Jahrzehnte auftreten. Zu einer rückwirkenden Verpflichtung zur Beitragsent-

richtung käme es allerdings nur begrenzt. Beitragsansprüche verjähren nach 

§ 25 Abs. 1 SGB IV nur 4 Jahre nach ihrem Entstehen. Die Frist beträgt nur dann 30 Jahre, 

wenn vorsätzlich Beiträge nicht gezahlt werden. Beispielsweise bei einem bereits durch Ver-

waltungsakt konkret festgesetzten Beitragsanspruch der trotzdem absichtlich nicht beglichen 

wird.157 So kann die aufgetretene Versorgungslücke nicht in ihrer Gänze ausgeglichen wer-

den, ungeachtet der finanziellen Ausmaße die eine derartige Beitragsforderung mit sich brin-

gen würde. Mit der nun fehlenden Altersvorsorge wäre der Selbständige in der Situation die 

die Gesetzgebung mit der Versicherungspflicht vermeiden wollte. Das einzige Mittel um zu 

verhindern, dass solche Fälle auftreten ist die ständige Überprüfung in einem gewissen Tur-

                                                 
156 Obendrein wäre es nicht verhältnismäßig im Zuge der Reform auch die Beitragsmöglichkeiten neu zu gestal-
ten. Bei einer einfachen Erweiterung der bestehenden drei Optionen dürfte es nicht bleiben, mehr noch müssten 
wenigstens die Regelbeiträge in ihrer Form abgeändert werden. 
157 vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund: R4.2 30-jährige Verjährungsfrist aufgrund eines Verwaltungsaktes 
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nus. Bereits bei Erwerbsminderungsrenten wird dieses Mittel genutzt um zu verhindern das 

trotz einer erheblichen Besserung der Erwerbsminderung die Renten weiter ausgezahlt wer-

den. Nach § 102 Abs. 2 S. 2 SGB VI wird dann aller drei Jahre geprüft ob eine Minderung 

der Erwerbsfähigkeit weiterhin vorliegt oder aber die Rentenzahlung aufgrund einer Verbes-

serung eingestellt werden kann. Um weiterhin von einer Versicherungspflicht befreit zu blei-

ben kann dem Selbständigen die Pflicht auferlegt werden nachzuweisen, dass eine adäquate 

Versorgung weiterhin vorliegt. Dabei wäre ein einfacher Versicherungsnachweis über die 

weiterhin bestehende Versicherung und auch über die Beitragsabfuhr in den vergangenen 3 

Jahren in der geforderten Mindestbeitragshöhe ausreichend. Eine längere Frist wäre hierbei 

auch denkbar. So könnte der Prozess an die vierjährliche Betriebsprüfung nach 

§ 28p Abs. 1 S. 1 SGB IV angeschlossen werden. So kann dem Selbständigen ein zusätzli-

cher Mehraufwand bestenfalls erspart bleiben. Bedenklich ist diese Praxis nur, weil die Ver-

jährungsfrist ebenfalls 4 Jahre umfasst und bei einer aufwendigeren Prüfung, ob oder ob 

keine adäquate Versorgung vorliegt bzw. vorlag, diese verstreichen könnte. Die Befristung 

auf 3 Jahre wäre demnach sicherer, zumal sich die Überprüfung lediglich auf den Schrift-

wechsel beschränken wird und keiner Vorortprüfung durch einen Betriebsprüfer bedarf. Eine 

Überprüfung aller 5 Jahre oder mehr stellt sich als unpassend heraus, da die möglichen Bei-

tragsansprüche zu jenem Zeitpunkt bereits zum Teil verjährt sind. Der Beginn der Befreiung 

wird standardgemäß über § 6 Abs. 4 S. 1 SGB VI geregelt. Sollte der selbständig Tätige kei-

ne Reaktion auf die Anforderung zeigen, sind gewisse Sanktionen unausweichlich. So wird 

nach Ablauf der Befristung und entsprechender verfahrensrechtlicher Schritte, wie einer An-

hörung, die Pflichtversicherung wieder aufgenommen. Für die Zukunft entsteht damit erneut 

eine Beitragspflicht. Neben dem direkten Anfordern aller Informationen vom Selbständigen 

ist es ebenso sinnvoll mit den Versicherungsgesellschaften zu kooperieren.158 Denkbar sind 

hier elektronische Meldeverfahren die mit den DEÜV Meldungen der Arbeitgeber zu verglei-

chen wären.159 Damit werden sowohl die Selbständigen als auch der Deutschen Rentenver-

sicherung entlastet. Unerlässlich ist dabei aber das der Datenschutz beachtet wird. Aufgrund 

der Komplexität im Informatikbereich wird in dieser Arbeit davon abgesehen eine konkrete 

Regelung zu formulieren. Es wird lediglich die Möglichkeit in der Norm zur Befreiung eröffnet. 

Einen Beitrag zur privaten Alterssicherung in der Höhe des Rentenbeitrags berechnet aus 

der halben Bezugsgröße als adäquat und damit als befreiend anzusehen, könnte nach der 

Eröffnung einer Befristung zumindest möglich sein. Denn in den drei Jahren in denen gesetz-

lich Versicherte den halben Beitrag bezahlen, würde bei einer privaten Versicherung weiter-

                                                 
158 Auch weil in einem Gespräch mit einem praxisnahen Mitarbeiter Bedenken geäußert wurden, dass mit den 
Selbständigen in wenigen Fällen ein reibungsloser Informationsaustausch geschehen wird. 
159 vgl. § 28a SGB IV  
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hin nur der Regelbeitrag für eine Befreiung ausreichen. Die Hälfte der Bezugsgröße wird 

nach § 165 Abs. 1 S. 2 SGB VI für die ersten drei Kalenderjahre nach Ablauf des Jahres in 

dem die Tätigkeit aufgenommen wurde als Bemessungsgrundlage gewährt. Da nun die Be-

fristung für jeweils drei Jahre geplant ist, wären die Zeiträume dem Grunde nach gleich. Bei 

einer Aufnahme der Tätigkeit im Frühjahr eines Jahres könnte der „günstigere“ Beitrag aller-

dings knapp vier Jahre in Anspruch genommen werden, da die Frist erst nach Ablauf eben 

dieses Jahres zu laufen beginnt. Damit ergibt sich, dass die Zeiträume doch nicht zeitgleich 

enden könnten. Die befristete Befreiung kann zu Beginn eines jeden Monats beginnen und 

dementsprechend zum Ende eines jeden Monats enden. Darüber hinaus kann die Befreiung 

beginnen sobald eine adäquate Versicherungsvertrag aufgenommen wurde, sie ist nicht di-

rekt an die Aufnahme der Selbständigkeit gebunden. Die Verschiedenheit dieser Zeiträume 

bedeutet eine intensivere administrative Überwachung der Selbständigen, welche ein erhöh-

tes Risiko für Fehler darstellt. Daher ist es aus praktischer Sicht nicht sinnvoll den halben 

Regelbeitrag maximal drei Jahre als ausreichend anzusehen, auch wenn sich dadurch ge-

gebenenfalls eine kurzweilige Ungerechtigkeit ergibt.160 

 

4.3 Das Beitragsrecht  

§ 165 SGB VI legt wie schon zuvor erwähnt die Beitragsbemessungsgrundlage für Selbstän-

dige fest. Den daraus berechneten Beitrag trägt und zahlt der selbständig Tätige selbst. 

Ausnahmen bilden dazu nur die Künstler und Publizisten mit weniger als einem beschäftig-

ten Arbeitnehmer.161 Angelehnt an diese Ausnahme brachte Dr. Laura Schmitt in der Zeit-

schrift „SGb“ die Überlegung ein, das Beitragsrecht dahingehend zu reformieren das die Auf-

traggeber aller Selbständigen durch eine ähnlich gestrickte Abgabe zur Beteiligung am Bei-

trag herangezogen werden. Was sich in der Theorie fair anhört ist in der Praxis nur schwierig 

umsetzbar. So bringt auch Frau Schmitt in ihren Ausführungen das Beispiel eines Kioskbe-

treibers, bei dem dann jeder einzelne Kunde eine zusätzliche Abgabe zu leisten hätte.  162 

Auch eine Pauschalisierung der Abgabe ist nicht praktikabel. Eine spätere Ausgabe der Zeit-

schrift schlägt in dieselbe Kerbe, auch wenn sich der betreffende Artikel primär auf die Ar-

beitswelt 4.0 und die strukturell schwächeren Selbständigen bezieht.163 Im Endeffekt, und zu 

diesem Ergebnis kommen auch beide Artikel, lässt sich eine solche Beitragstragung nicht in 

die Praxis übertragen. 

                                                 
160 Auch wenn diese Ungerechtigkeit relativ zu betrachten ist. Immerhin könnten sich gesetzlich Versicherte in 
den ersten drei Jahren der Tätigkeit sogar komplett von der Versicherungspflicht befreien lassen. 
161 vgl. S. 21 Fn. 111 dieser Arbeit 
162 Soziale Sicherung Selbständiger, S. 547 
163 Sozialrecht 4.0, S. 599 
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In der Zeitschrift der DRV Bund wird ebenfalls eine Überarbeitung der Verbeitragung ange-

sprochen. So sollte sich der Beitrag eines selbständig Tätigen nur noch aus dem Arbeitsein-

kommen berechnen. Demnach wäre die Bezugsgröße als Beitragsbemessungsgrundlage 

nicht mehr gewünscht. Grund für eine solche Änderung ist die Gleichstellung der Selbständi-

gen mit den Beschäftigten. Wenn alle Einkommensabhängige Beiträge zahlen, wird keiner 

ungerecht behandelt.164 Allerdings stellt diese Überlegung einen Widerspruch in sich dar. Bei 

einer solchen Reform liegt die Forderung nahe der Verwaltung nicht unnötig zu belasten. Die 

Erweiterung des versicherten Personenkreises an sich birgt enorme Mehrarbeit. Die Prüfung 

des einkommensgerechten Beitrags bei jedem einzelnen Selbständigen erhöht diese nur 

noch mehr. Von einer Abschaffung der sogenannten Regelbeiträge wird Abstand genom-

men. Zum einen dienen sie dazu um die Vergleichbarkeit einer privaten Altersvorsorge und 

der gesetzlichen Rentenversicherung herzustellen und darüber hinaus unterstreichen sie das 

Wesen einer selbständigen Tätigkeit. Diese charakterisiert sich durch die Handlungsfreiheit 

und die freie Bestimmung. Durch eine allgemeine Versicherungspflicht wird dieses Merkmal 

eingeschränkt und sollte sich dann wenigstens noch in der Art und Weise welcher Beitrag 

entrichtet wird bemerkbar machen. 

Im Grunde bedarf das Beitragsrecht trotz umfassender Änderung der Versicherungspflicht 

keine Anpassung. Die Beitragsbemessungsgrundlage bestimmt sich weiterhin nach 

§ 165 SGB VI. Selbständigen wird also weiterhin die Möglichkeit eröffnet die volle bzw. zu 

Beginn die halbe Bezugsgröße als Bemessungsgrundlage zu wählen oder ihr tatsächliches 

Arbeitseinkommen zu Grunde zu legen. Die Definition von Arbeitseinkommen bleibt dabei 

wie bisher, im Sinne des Rentenrechts ist nach § 15 Abs. 1 SGB IV der Gewinn aus der 

selbständigen Tätigkeit das Einkommen des Selbständigen. Beitragstragung und -zahlung 

werden weiterhin in der bestehenden Form von § 169 SGB VI und §§ 173, 175 SGB VI ge-

regelt. Der Grundsatz bleibt bestehen, dass der Selbständige die Beiträge komplett trägt und 

demzufolge auch zahlt. Die Ausnahmen bilden dazu weiterhin die nach KSVG versicherten 

Künstler und Publizisten. 

Einzig die Beitragsabfuhr bedarf einer strengeren Beobachtung. Aus eigener Praxiserfahrung 

gestaltet sich die Zahlung der Beiträge teilwiese sehr schwierig. Nicht selten ergeben sich 

bei einigen Versicherten erhebliche Beitragsrückstande. Eine maschinelle Beitragsabfuhr wie 

bei den Beschäftigten ist jedoch nicht möglich, da sich die Einkommensstruktur eines Selb-

ständigen anders verhält. Denkbar wäre eine Schnittstelle zwischen den Finanzämtern und 

der Deutschen Rentenversicherung. Jeder Selbständige hat aufgrund der Einkommensteuer 

                                                 
164 intern – Zeitschrift für die Mitarbeiter*innen, S. 20 
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Kontakt mit den Finanzämtern. Jedoch gleicht die Praktik der Abgabe an das Finanzamt 

nicht der der Deutschen Rentenversicherung. Zum einen ist die Steuererklärung für ein kom-

plettes Kalenderjahr165 und zum anderen nach § 149 Abs. 2 AO spätestens sieben Monate 

nach Ablauf des betreffenden Kalenderjahres abzugeben166 Die Beiträge an die Rentenver-

sicherung sind monatlich für den abgelaufenen Monat abzuführen. Zwar könnte auch in der 

Gesetzlichen Rentenversicherung eine jährliche Beitragszahlung eingeführt werden, aber 

selbst dann führt die spätere Veranlagung durch das Finanzamt zu Problemen. Weiterhin 

würde das Problem lediglich weitergeschoben, sollte das Finanzamt mit dem Beitragseizug 

beauftragt werden.167 Letzen Endes wird die Praxis darüber Aufschluss geben, inwieweit 

eine verspätete Beitragszahlung problematisch wird. Im Extremfall sollten die Träger der 

Rentenversicherung und die Finanzämter versuchen gemeinsam eine geeignete Lösung zu 

finden. 

 

4.4 Ausblick des Gesetzentwurfs 

Ein Ausblick auf eine Umsetzung dieses Entwurfes lässt mögliche Probleme erkennen, de-

ren Schwere erst die Praxis aufdecken kann.168 Gerade das Beitragsrecht ist in seiner An-

wendung kompliziert. Erst eine längere Praxisphase wird zeigen inwieweit die selbständig 

Tätigen verlässliche Beitragszahler sind. Auch aus diesem Grund ist die Schnittstelle zu den 

Finanzämtern eine Möglichkeit, die bedacht werden sollte. Mit ihr könnten Daten abgeglichen 

werden, die für den Beitragseinzug relevant sind. Beispielsweise das Einkommen oder per-

sönliche Informationen. Einzig die stark verspätete Veranlagung der Einkommenssteuer-

pflichtigen steht einem sinnvollen Abgleich im Weg. Aber auch in Bereich der reinen Verwal-

tung wird dieses Gesetz Probleme, in Form des erhöhten Verwaltungsaufwands, mit sich 

bringen. Die Prüfung des Vorliegens einer adäquaten Versorgung, sowie deren Überprüfung 

im Turnus von drei Jahren, der Anstieg an Leistungsbeziehern oder das enorme Ansteigen 

der Versicherungszahlen an sich müssen abgefangen werden. Diese Mehrarbeit kann aller-

dings bei dem gesteckten Ziel der Pflichtversicherung nicht verhindert werden. Tendenziell 

                                                 
165 vgl. § 25 Abs. 1 EStG 
166 Nur wenn die Steuererklärung über einen Steuerberater getätigt wird muss sie bis zum letzten Februartag des 
Folgejahres für das Vorjahr abgegeben werden. vgl. § 149 Abs. 3 AO 
167 intern – Zeitschrift für die Mitarbeiter*innen, S. 20 
168 Um mögliche erste Ideen aus der Praxis zu erhalten wurde eine Mail an das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales versendet. Diese wurde am 16.05.2019 per Brief erfolglos beantwortet (Er wird als gescanntes Doku-
ment dem Anhang dieser Arbeit beigefügt.). Aus dem Inhalt des Briefes und nach einem telefonischen Gespräch 
mit einem Mitarbeiter der DRV Bund, kann davon ausgegangen werden, dass zu diesem Zeitpunkt noch keine 
konkreten Ideen zu Veröffentlichung bereit liegen. Der bisherige Stand wird sich auf die Informationen aus dem 
Interview von Bundesarbeitsminister Heil belaufen. vgl. Norddeutscher Rundfunk: Selbstständige sollen vorsor-
gen müssen 
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wird davon ausgegangen das die Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung zum Großteil die Selbständigen der unteren bis mittleren Einkommensstruktur betreffen 

wird. Wirtschaftlich abgesicherte selbständig Tätige werden aller Voraussicht nach die Be-

freiung über eine adäquate Versorgung beantragen. Ebenso wird erst die Praxis zeigen kön-

nen, inwieweit die Befreiungsregelungen auszunutzen sind. Zwar wird mit der Befristung eine 

stetige Überprüfung eingeführt, aber vor einem möglichen Missbrauch der Befreiung bei 

adäquater Versorgung kann sie nicht vollends schützen. Ein gewisser Teil der Selbständigen 

wird weiterhin versuchen eine Pflicht zur Altersvorsorge zu vermeiden.  
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5 Zusammenfassung der Arbeit 

Die Gründe für eine Pflichtversicherung der selbständig Tätigen in der gesetzlichen Renten-

versicherung sind derzeitig wieder allgegenwärtig. Bereits in der Einleitung wurde die Frage 

aufgeworfen, ob eine Pflichtversicherung sinnvoll ist. Diese kann positiv beantwortet werden. 

Im Bereich der Einkommensstruktur und der Alterssicherung konnten deutliche Defizite auf-

gezeigt werden. Den Beschäftigten wurde bisher eine besondere Schutzbedürftigkeit nach-

gesagt. Die erzielten Ergebnisse zeigen jedoch, dass die Selbständigen im selben Maße auf 

Schutz angewiesen sind. Die Grenzen beider Erwerbstätigkeiten verschwimmen immer häu-

figer und eine unterschiedliche Behandlung kann demnach nicht mehr gerechtfertigt werden. 

Somit münden die Untersuchungen schlussendlich in der Ausarbeitung eines Gesetzentwur-

fes. 

Als Eckpunkte sind der § 7h im SGB IV zur Definition der selbständigen Tätigkeit, die Um-

strukturierung des § 2 SGB VI und ein umfassendes Befreiungsrecht entstanden. Bei den 

Regelungen zur Befreiung war es wichtig, neben der im Koalitionsvertrag vorgesehenen Opt-

Out Lösung weitere Möglichkeiten zu schaffen. Den Gewerbetreibenden im Handwerksbe-

trieb musste ein gewisser Vertrauensschutz eingeräumt werden. Jahrelang haben sie wohl-

möglich mit einer Befreiung von der Versicherungspflicht kalkuliert, weshalb der Erhalt als 

Übergangsregelung notwendig war. Ähnliches trifft auf die Selbständigen mit einem Lebens-

alter von wenigstens 50 Jahren zu. In einem solchen Alter führt eine Zwangsinkorporation 

nicht mehr zu einem befriedigenden Ergebnis im Bereich der Leistung. Entscheidend ist, 

dass es sich hierbei auch nur um eine Übergangsregelung handelt. Der Gedanke einer Be-

freiung nach Erreichen einer Mindestversicherung wurde in den neuen Vorschriften genauso 

weitergeführt, wie die Befreiung innerhalb der ersten drei Jahre der Tätigkeit. Erstere dient 

dazu dem Personenkreis der Selbständigen keine weitere finanzielle Belastung durch Bei-

träge aufzuerlegen, wenn eine Anwartschaft auf dem Grundsicherungsniveau erreicht wor-

den ist. Als Mindestversicherung gilt eine Anwartschaft in Höhe von 28 Entgeltpunkten. 

Durch die gründerfreundliche Befreiung in den ersten drei Geschäftsjahren sollen finanzielle 

Hemmschwellen vermieden werden.  

Diese Arbeit kam Letzen Endes zu dem Ergebnis, dass einzig die Rürup- oder Basisrente als 

adäquate Versorgung im Sinne der Opt-Out Lösung gilt. Die Anforderungen an die anderwei-

tige Altersvorsorge sind dabei eine Absicherung von Erwerbsminderung, die Hinterbliebe-

nenversorgung sowie die Zahlung eines Beitrages, berechnet aus der Bezugsgröße (Regel-

beitrag). Die geplante Befristung dieser Befreiung ist neu und wird aller Voraussicht nach, 

keine große Zustimmung bei den Beitragszahlern erfahren. Die Notwendigkeit ergibt sich 
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allerdings trotzdem. Die private Altersvorsorge muss, für den Verzicht auf die Pflichtversiche-

rung, weiterhin garantiert und daher einer kontinuierlichen Überprüfung unterzogen werden. 

Eine Abänderung des Beitragsrechts wurde als nicht notwendig angesehen. Die bisherigen 

Regelungen des SGB VI genügen, selbst bei dem Anstieg der Versicherungszahlen.  

Eine gesonderte Begründung der getroffenen Änderungen, Ergänzungen und weiterer Über-

legungen, so wie sie stets bei Drucksachen des Bundestages vorzufinden ist, wird in dem 

hier entstandenen Entwurf jedoch nicht verfasst. Um den Rahmen und die Übersichtlichkeit 

des anliegenden Entwurfes also nicht zu sprengen, wird auf eine erneute Verschriftlichung 

der Begründung verzichtet. 

Dem Grunde nach kann gesagt werden, dass dieser Entwurf eine Möglichkeit darbietet wie 

gegen die Altersarmut innerhalb der Selbständigen vorgegangen werden kann. Eine 

Zwangsinkorporation für das gesamte Erwerbsleben wird dabei nicht verlangt, so lange eine 

Mindest- oder vergleichbare Rentenabsicherung erreicht wurde. Es geht stets nur darum 

mindestens eine Altersvorsorge auf dem Niveau der Grundsicherung zu erwerben. Darüber 

hinaus wird ein lückenhaftes Versichertenleben in der gesetzlichen Rentenversicherung ver-

hindert, was gerade für Personen die häufig zwischen den Erwerbstätigkeiten wechseln, von 

Vorteil sein wird. 
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Anhang 

Im Folgenden wird der Entwurf zur Änderung und Ergänzung der jeweiligen Gesetzbücher 

geschrieben. 

Sechstes Sozialgesetzbuch 

§ 2 SGB VI 

Satz 1  Versicherungspflichtig sind selbständig tätige Personen. 

Satz 2  Für Künstler und Publizisten gelten die näheren Bestimmungen des Künstlersozial-

versicherungsgesetzes 

 

§ 6 SGB VI 

Abs. 1a 

Satz 1  Personen, die nach § 2 versicherungspflichtig sind, werden in dieser Tätigkeit von der  

Versicherungspflicht befreit 

1. für einen Zeitraum von drei Jahren nach erstmaliger Aufnahme einer selbständigen 

Tätigkeit, 

2. wenn sie eine Anwartschaft von mindestens 28 Entgeltpunkten aus Beitragszeiten 

erwirtschaftet haben oder 

3. wenn sie mit einem öffentlichen oder privaten Versicherungsunternehmen einen Le-

bens- oder Rentenversicherungsvertrag abgeschlossen haben der so ausgestaltet ist, 

dass 

a) Leistungen für den Fall der Erwerbsminderung und des Erlebens der jeweiligen 

Regelaltersgrenze oder eines höheren Lebensjahres sowie im Todesfall Leistun-

gen an Hinterbliebene unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Bst. 

b), aa) iVm Abs. 2 S. 2 Nr. 2 EStG erbracht werden und 

b) für die Versicherung mindestens ebenso viel Beiträge aufzuwenden sind, wie der 

Beitrag berechnet aus der Bezugsgröße beträgt.  

Satz 2 Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für die Aufnahme einer zweiten selbständigen Tätig-

keit, die die Merkmale des § 2 erfüllt.  

Satz 3 Die Befreiung nach Satz 1 Nummer 3 wird befristet auf 3 Jahre vorgenommen. 

Satz 4 Sie wird erneut für 3 Jahre gewährt, wenn nachgewiesen werden kann das der mit 

einem öffentlichen oder privaten Versicherungsunternehmen abgeschlossenen Le-

bens- oder Rentenversicherungsvertrag weiterhin in seiner Form nach Satz 1 Num-

mer 3 besteht, die letzten 3 Jahre bestanden hat und die Beiträge in der geforderten 

Höhe gezahlt werden und wurden. 

Satz 5 Der Nachweis ist grundsätzlich vom versicherten zu erbringen, abweichend kann 

auch ein Datenabgleich mit dem öffentlichen oder privaten Versicherungsunterneh-

men hergestellt werden. 
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Satz 6  Eine Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit liegt nicht vor, wenn eine bestehende 

selbständige Existenz lediglich umbenannt oder deren Geschäftszweck gegenüber 

der vorangegangenen nicht wesentlich verändert worden ist. 

 

§ 190a SGB VI 

Abs. 1 

Selbständig Tätige nach § 2 sind verpflichtet, sich innerhalb von drei Monaten nach der Auf-

nahme der selbständigen Tätigkeit beim zuständigen Rentenversicherungsträger zu melden 

soweit für sie nicht andere Vorschriften über eine Meldung einschlägig sind. 

 

§ 231 SGB VI 

Abs. 10 

Gewerbetreibende die in die Handwerksrolle eingetragen sind und die am 31.12.2019 versi-

cherungspflichtig waren, werden von der Versicherungspflicht befreit, wenn für sie mindes-

tens 18 Jahre lang Pflichtbeiträge gezahlt worden sind. 

Abs. 11 

Satz 1  Personen, die am 31. Dezember 2019 eine selbständige Tätigkeit ausgeübt haben, in 

der sie nicht versicherungspflichtig waren, und danach gemäß § 2 versicherungs-

pflichtig werden, werden auf Antrag von dieser Versicherungspflicht befreit, wenn sie 

vor dem 1. Januar 1969 geboren sind. 

Satz 2  Die Befreiung ist binnen 6 Monaten nach Eintritt der Versicherungspflicht zu beantra-

gen; die Frist läuft nicht vor dem 30. Juni 2020 ab. 

Viertes Sozialgesetzbuch 

§ 7h SGB IV 

Satz 1 Eine selbständige Tätigkeit wird ausgeübt, wenn unternehmerisches und wirtschaftli-

ches Risiko vorliegt.  

Satz 2 Insbesondere, wenn 

1. eine Gewerbeanmeldung, 

2. unternehmerisches Risiko,  

3. eine eigene Betriebsstätte,  

4. Verfügung der eigenen Arbeitskraft,  

5. eine freie Bestimmung der Arbeitszeit  

6. eine freie Gestaltung der Tätigkeit vorliegt oder 

7. Einkünfte nach § 18 Nr. 1 EStG erzielt werden. 
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